
G GERLING 
ALLGEMEINE VERSICHERUNGS-AG 

Merkblatt 

(Stand: 01.01.2002) 


zum Rahmenversicherungsvertrag zwischen dem 


Zentralverband Deutscher Kaninchenzüchter e.V. 

Krefelder Str. 130,41063 Mönchengladbach 

- kurz "zD K" gen a n nt ­

und der 


Gerl i ng-Konzern 

Aligemei ne Versicheru ngs-Aktiengesellschaft 

Von-Werth-Str. 4-14, 50597 Köln 

- kurz "Versicherer" genannt ­

Präambel: 


Diese Versicherung ist vom ZDK für seine Mitgliedsorganisationen abgeschlossen worden, die ihren 
Beitritt zu diesem Versicherungsvertrag erklärt haben. 
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Abschnitt A 
Haftpflichtversicherung Nr. 70-5205805 

§'- Gegenstand der Versicherung 
Die Gerling-Konzern Allgemeine Versicherungs-AG gewährt den gemäß §2 A und B Versicherten Versicherungs­
schutz im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für Haftpflichtversicherung (AHB), der gesetz­
lichen Bestimmungen und den folgenden Vereinbarungen. 

§2- Umfang des Versicherungsschutzes 

A. Haftpflichtversicherung des ZDK, seiner Landesverbände, Bezirke, Kreise und Vereine 

1. 	 Versicherte Tätigkeit 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Versicherten aus ihrer satzungsgemäßen Tätigkeit. 

2. 	 Versicherte Personen 

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 

a) der Vorstandsmitglieder der Versicherten und der von diesen beauftragten Vereinsmitglieder in 
dieser Eigenschaft; 

b) der mit der Durchführung, Leitung oder Beaufsichtigung der versicherten Veranstaltungen beauf­
tragten Personen (Repräsentanten, Betreuer, Aufsichtspersonen) in dieser Eigenschaft; 

c) 	 der mit der Tätowierung der von den Versicherten gehaltenen Kaninchen ehrenamtlich beauf­
tragten Personen (Tätowiermeister) in dieser Eigenschaft. 

Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht 

ca) aus der Beschädigung der zur Tätowierung übernommenen oder der zu behandelnden Tiere. 

Vereinbart gilt eine Selbstbeteiligung in Höhe von 20%, mindestens EUR 25,00 an jedem 
Schaden; 

cb) aus Besitz und Verwendung von Apparaten zur Tätowierung und aus Tätowierungen von Ka­
ninchen, soweit die Apparate und Tätowierungen in der Tierheilkunde anerkannt sind; 

d) 	 von Arbeitnehmern (einschließlich der Helfer bei Auf- und Abbauarbeiten und in den in eigener 
Regie geführten Restaurationsbetrieben) der Versicherten für Schäden, die sie aus Anlass der Aus­
führung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Aus­
übung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

3. 	 Versicherte Risiken 


Im Rahmen des Vertrages ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 


a) Veranstaltungen 


aus vom Vorstand im Rahmen der Satzung geplanten üblichen Veranstaltungen, insbesondere Lei­
stungsschauen, Vorstands- und Ausschuss-Sitzungen, Mitgliederversammlungen, Festlichkeiten; 

b) 	 Haus- und Grundbesitz 

als Eigentümer, Mieter, Pächter, Nutznießer von Grundstücken, Gebäuden, Räumlichkeiten und Ein­
richtungen, die der Durchführung der versicherten Veranstaltungen dienen, z. B. Turn- und Sport­
hallen, Fest- und Restaurationszelte, Büroräume. 
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Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die den Versicherten in den 
oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, 
Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 

Hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude und Räume ist auch mitversichert 

ba) Bauarbeiten 

die gesetzliche Haftpflicht der Versicherten als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten 
(Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch- und Grabearbeiten, Auf- und Abbauarbeiten 
anlässlich von versicherten Veranstaltungen) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 
EUR 5.113,00 je Bauvorhaben. Wird dieser Betrag überschritten, entfällt der prämienfreie Ein­
sch Iuss; 

bb) Vorbesitzer 

die gesetzliche Haftpflicht der Versicherten als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 Bürger­
liches Gesetzbuch (BGB), wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestanden hat; 

bc) Arbeitnehmer 

die gesetzliche Haftpflicht der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuch­
tung oder sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen aus Ansprüchen, die 
gegen sie aus Anlass dieser Verrichtung erhoben werden. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits­
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetz­
buch VII handelt. 

Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden; 

bd) Bewirtung 

die gesetzliche Haftpflicht der Versicherten aus der Bewirtung der Teilnehmer und Besucher 
der versicherten Veranstaltungen in eigener Regie; 

be) Freistellung 

die Verpflichtung, die fremden Eigentümer oder Besitzer von gesetzlichen Haftpflichtan­
sprüchen dritter Personen freizustellen, die aus der Benutzung der Grundstücke, Gebäude und 
Räume durch die Versicherten entstehen, es sei denn, es würde sich um einen Haftpflichtan­
spruch handeln, der den Vermieter auf Grund seiner gesetzlichen Haftung als Grundstücks­
eigentümer berührt. Diese Freistellung bezieht sich ebenfalls auf etwaige Prozesskosten. 

Ausgeschlossen hiervon bleiben Schäden, die ausschließlich auf Naturgewalt beruhen. 

c) als Halter oder Hüter von Kaninchen . 

B. Haftpflichtversicherung der Mitglieder der versicherten Vereine 

1. Versicherte Tätigkeit 

Versichert ist im Rahmen der AHB, der gesetzlichen Bestimmungen und der folgenden Vereinbarungen 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Mitglieder von Vereinen, Kreisen, Bezirken und Landesver­
bänden, die dem ZDK angehören, aus ihrer Vereinstätigkeit. 

Als Vereinstätigkeit gilt auch das Halten und Hüten von Kaninchen. 

2. Wegerisiko 

Die versicherten Mitglieder sind auch auf den direkten Wegen zu und von versicherten Veranstal­
tungen, an denen sie mitwirken, bzw. Tätigkeiten versichert. 



G GERLING 
• ALLGEMEINE VERSICHERUNGS-AG 

Seite 7 

Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Verlassen der Wohnung und endet bei Rückkehr mit deren 
Wiederbetreten . Unfälle am auswärtigen Aufenthaltsort sind in gleichem Umfang wie bei Heimatver­
anstaltungen mitversichert. 

Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Schäden durch den Gebrauch von Kraftfahrzeugen (vgl. 
D Ziff. 5). 

Der Versicherungsschutz entfällt, sobald die normale Dauer des Weges verlängert oder der Weg selbst 
durch rein private und/oder eigenwirtschaftliche Maßnahmen (z. B. Einkauf, Besuch von Wirtschaften 
zu Privatzwecken) unterbrochen wird, es sei denn, dass der zeitliche und räumliche Zusammenhang mit 
der versicherten Veranstaltung oder Tätigkeit gewahrt ist. 

C. Deckungserweiterung 

1. Mietsachschaden durch Feuer 

Versichert ist - in teilweiser Abänderung von §4 I 6 a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht der Versicher­
ten gemäß A wegen Schäden an gemieteten Gebäuden und/oder Räumen sowie den dazugehörenden 
Anlagen zur Raumbeheizung (nicht jedoch sonstige Gebäudebestandteile, insbesondere nicht Produk­
tionsanlagen und dgl.) durch Brand, Explosion (ausgenommen die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuer-Versicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden Rückgriffs­
ansprüche) sowie Leitungs- und Abwasser, und zwar bis zu einer Höhe von EUR 511.292,00 je Scha­
denfall. 

2. Obhutsschäden 

Versichert ist - in teilweiser Abänderung von § 4 Ziff. 16 a) AHB - die gesetzliche Haftpflicht der Ver­
sicherten gemäß A aus Schäden an benutzten fremden Räumlichkeiten und deren Einrichtungen, so­
fern sie zu versicherten Veranstaltungen benutzt werden, und zwar bis zu einer Höhe von 
EUR 1.023,00 je Schadenfall. 

Es gilt eine Selbstbeteiligung in Höhe von 20%, mindestens jedoch EUR 25,00 an jedem Schaden als 
vereinbart. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean­
spruchung; ferner Schäden an Heiz-, Maschinen-, Kessel-, und Warmwasserbereitungsanlagen, Elektro­
und Gasgeräten sowie das Abhandenkommen von Sachen. 

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben Schäden, für die Versicherungsschutz gemäß Ziff. 1 
besteht. 

3. Vermögensschäden 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Versicherten gemäß A aus Vermögensschäden im Umfang 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversicherung für Vermögensschäden (AVB). 

Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personen- noch Sachschäden sind, noch sich aus 
solchen Schäden herleiten. 

Unter beruflicher Tätigkeit im Sinne des §1 AVB ist die satzungsgemäße Tätigkeit des Vorstandes, des 
Geschäftsführers und der hauptberuflichen Mitarbeiter der Versicherten zu verstehen. 

Die Versicherungssumme beträgt (vgl. §3 Ziff. 11 2 AVB) 

EUR 7.670,00 für jeden einzelnen Schadenfall; 

EUR 23.009,00 maximal für alle Schäden eines Versicherungsjahres. 


Abweichend von §3 Ziff. 11 3 AVB beträgt die Selbstbeteiligung je Verstoß 20 % des festgestellten 
Schadens, mindestens EUR 25,00. 

4. Gewässerschäden (Restrisiko) 

Eingeschlossen sind für die Versicherten gemäß A Gewässerschäden nach Maßgabe der Besonderen 
Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden im Rahmen einer Betriebs-, 
Berufs-, Vereins- o. dgl. Haftpflichtversicherung (BB) - Vordruck H 9804:01 -. 
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5. 	 Auslandsschäden 

a) 	 Eingeschlossen ist für die Versicherten gemäß A und B - abweichend von §4 Ziff. 13 AHB - die 
gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland bei versicherter Tätigkeit vorkommenden Versicherungsfäl­
len . 

b) 	 Bei Schadenereignissen in den USA und Kanada werden - abweichend von §3 Ziff. 114 AHB - die 
Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leistungen auf die Deckungssumme angerechnet. 

Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur Abwen­
dung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schade­
nermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen . Das gilt auch 
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind . 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche auf Entschädigung mit Strafcharak­
ter, insbesondere punitive und exemplary damages. 

c) 	 Ausgeschlossen sind: 

ca) 	Ansprüche wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik oder unmittelbar auf Ver­
fügungen oder Maßnahmen von Hoher Hand beruhen; 

cb) 	Ansprüche auf Grund ausländischer Sozial- und Fürsorgebestimmungen; 

cc) 	 Ansprüche, bei denen die Schadenbearbeitung (Schadenermittlung, Schadenbesichtigung 
usw.) behindert wird, auch dann, wenn die Behinderung durch den Geschädigten, staatliche 
Stellen oder sonstige Personen oder Umstände erfolgt. 

d) 	 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist. 

e) 	 Für die Versicherung von Vermögensschäden gemäß Ziff. 3 verbleibt es bei den Ausschlussbestim­
mungen gemäß §4 Ziff. 1 AVB. 

6. 	 Gegenseitige Ansprüche 

In teilweiser Änderung der §§ 4 Ziff. 112 und 7 (2) AHB erstreckt sich der Versicherungsschutz auch 
auf gesetzliche Haftpflichtansprüche 

a) 	 eines Vereinsmitgliedes gegen die Versicherten gemäß A aus Personen- und Sachschäden; 

b) 	 eines Vereinsmitgliedes gegen ein Mitglied eines anderen Vereins des ZDK aus Sachschäden; 

c) 	 eines Vereins des ZDK gegen ein Mitglied eines anderen Vereins des ZDK; 

d) 	 der versicherten Gliederungen untereinander oder gegen den ZDK aus Sachschäden; 

e) 	 eines aktiven jugendlichen Mitgliedes gegen eine von den Versicherten gemäß A bestellte Auf­
sichtsperson wegen Verletzung ihrer Aufsichtspflicht aus Personen- und Sachschäden, gleichgültig, 
ob die Aufsichtstätigkeit unentgeltlich oder entgeltlich ausgeübt wird; 

f) 	 von Mitgliedern des Vorstandes oder der gesetzlichen Vertreter der versicherten Gliederungen so­
wie deren Angehörige gegen den ZDK und die versicherten Gliederungen, wenn der Schaden durch 
einen Umstand verursacht wurde, der nicht im Zuständigkeitsbereich des betreffenden Anspruch­
stellers (bzw. dessen Angehörigen) liegt. 

Ausgenommen von den hiernach mitversicherten Haftpflichtansprüchen zwischen den Versicherten 
dieses Vertrages sind Schäden an den Kaninchen der Versicherten (vgl. jedoch A Ziff. 2 cl . 

Sonstige gegenseitige Haftpflichtansprüche von Mitversicherten untereinander (insbesondere zwischen 
Mitgliedern ein und desselben Vereins) bleiben bedingungsgemäß vom Versicherungsschutz ausge­
sch lossen. 
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D. 	 Risikobegrenzungen 

Ausgenommen von der Versicherung und ggf. besonders zu versichern ist was nicht unter die versicherte 
"satzungsgemäße vom Vorstand geplante Tätigkeit" fällt, insbesondere die Haftpflicht der Versicherten 
gemäß A und B 

1. 	 Anderweitige Tätigkeiten 

aus Tätigkeiten, die weder der versicherten Veranstaltung eigen noch sonst dem versicherten Risiko zu­
zurechnen sind, insbesondere 

a) 	 Veranstaltungen, die über den Rahmen gewöhnlicher Aktivitäten eines Kaninchenzuchtvereins 
hinausgehen und nicht ausdrücklich im Vertrag erwähnt sind (z. B. übernationale Veranstaltungen, 
öffentl iche Karneva Isvera nsta Itu ngen); 

b) 	 die Ausübung des Berufes von versicherten Personen, auch wenn diese im Auftrag oder Interesse 
der Versicherten erfolgte, soweit hierfür nicht Versicherungsschutz gemäß A liff.2 d) und 
liff. 3 bc) besteht; 

c) 	 Betriebe aller Art (vgl. jedoch A liff. 3 bd)); 

d) 	 die Verwendung von Böllern, Mörsern, Schallkanonen u. dgl.; 

2. 	 Mitwirkende und Veranstaltungsobjekte 

a) 	 aus Beschädigung und Abhandenkommen von Garderobenstücken, Ausstellungs- und Einrichtungs­
gegenständen; 

b) 	 aus Schäden an verwendeten Kraft-, Luft-, Wasser- und sonstigen Fahrzeugen, Tieren sowie Ge­
schirren und Sattelzeug; 

c) 	 aus Schäden der teilnehmenden Reiter und Fahrer sowie der Insassen von verwendeten Kraft-, 
Luft-, Wasser- und sonstigen Fahrzeugen; 

3. 	 Arbeitsmaschinen 

aus dem Überlassen von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen oder der Abgabe von Kraft an Verbands­
fremde; 

4. 	 Feuerwerke 


aus dem Abbrennen von Feuerwerken aller Art (auch bengalische Beleuchtung); 


5. 	 Fahrzeuge 

wegen Schäden, die die Versicherten, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauf­
tragte Person durch den Gebrauch von Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern, Wasserfahrzeugen, 
Luft- und Raumfahrzeugen verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer von Wasserfahrzeugen 
oder Luft- und Raumfahrzeugen in Anspruch genommen werden . 

Eine Tätigkeit der genannten Personen an Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern und Wasserfahr­
zeugen ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besit­
zer der Fahrzeuge ist und wenn die Fahrzeuge hierbei nicht in Betrieb gesetzt werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Vers icherten kein Versicherungsschutz, so gilt das auch 
für alle anderen Versicherten; 

6. 	 Luftfa h rt-Produkte 

a) 	 aus Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- und Raumfahrzeugen oder 
Teilen für Luft- und Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- und Raum­
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- und Raumfahrzeuge bestimmt waren, 

b) 	 aus Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an 
Luft- und Raumfahrzeugen oder Luft- und Raumfahrzeugteilen, 
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und zwar wegen Schäden an Luft- und Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der In­
sassen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- und Raumfahrzeuge; 

7. 	 Brand- und Explosionsschäden 

gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch be­
wusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen 
verursachen; 

8. 	 Kommissionsware 


aus der Beschädigung von Kommissionswaren (vgl. § 4 Ziff. I 6 AHB); 


9. 	 Gemeingefahren 

wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, 
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen 
von Hoher Hand beruhen . Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben; 

10. Tierha IterJ-h üter 


als Tierhalter bzw. -hüter (vgl. jedoch A Ziff. 3 c) sowie B Ziff. 1 Abs . 2); 


11. Deckschäden 


aus Schäden durch ungewollten und gewollten Deckakt; 


12. Haus- und Grundbesitz 


aus anderem als in A Ziff. 3 b) aufgeführten Haus- und Grundbesitz; 


13. Tribünen 

bei Tribünen, deren Benutzung bau polizeilich nicht zugelassen ist, sowie aus Kleiderschäden durch 
Schmutz, Farbe und aus Strumpfschäden. 

§3- Versicherungsleistung 
Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde, beträgt die Deckungssumme je Versicherungsfall, 


EUR 1.022 .584,00 pauschal für Personen- und Sachschäden, 


Die Ersatzleistung für alle Schadenfälle eines Versicherungsjahres zusammengenommen beträgt das Zweifache 

dieser Decku ngssu m m e. 


§4- Obliegenheiten im Schadenfall 
Nach Eintritt des Versicherungsfalles sind die in §5 AHB aufgeführten Obliegenheiten zu erfüllen . 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über den Anspruch zwischen dem Versicherten und 
dem Geschädigten oder dessen Rechtsnachfolger, hat der Versicherte die Führung des Rechtsstreites dem 
Versicherer zu überlassen, dem vom Versicherer bestellten oder bezeichneten Anwalt Vollmacht und alle von 
diesem oder vom Versicherer für nötig erachteten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder 
Ve rfügungen von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat der Versicherte, ohne die Weisung des 
Versicherers abzuwarten, fristgemäß Widerspruch zu erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu 
ergreifen (vgl. §5 Ziff. 4 AHB) . 
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Abschnitt B 
Rechtsschutzversicherung Nr. 90-1223603 

§ 1- Gegenstand der Versicherung 

Die 	 Gerling-Konzern Allgemeine Versicherungs-AG gewährt Rechtsschutz gemäß den Allgemeinen Bedingun­
gen 	für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 75, 1. Teil - Allgemeine Bestimmungen), den Besonderen Verein­
barungen dieses Vertrages (§2) und den Sonderbedingungen gemäß §3. 

§2- Besondere Vereinbarungen 

A. 	 Rechtsschutz des ZDK, seiner landesverbände, Bezirke, Kreise und Vereine 

Versichert ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen der Versicherten aus satzungsgemäßen Verbands­
und Vereinsaufgaben, und zwar im Rahmen von §3 B liff. 1 bis 4. 

Mitversichert ist gemäß §29 ARB (Teil 2 - Besondere Bestimmungen) Rechtsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen der Versicherten aus Miet- und Pachtverhältnissen und aus dinglichen Rechten. 

B. 	 Rechtsschutz der für den ZDK und die versicherten landesverbände sowie deren Gliederun­
gen tätigen Personen 

Versichert ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen der gesetzlichen Vertreter und der kaufmännischen 
Angestellten der Versicherten aus der Ausübung ihrer ehrenamtlichen bzw. hauptberuflich kauf­
männischen Tätigkeit für die Versicherten, und zwar im Rahmen von §3 B liff. 1 und 2. 

C. 	 Rechtsschutz der Mitglieder der versicherten Vereine 

Versichert ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen der aktiven Mitglieder der dem lOK angeschlos­
senen und versicherten Vereine aus Tätigkeiten, die gemäß der Satzung dem Vereinszweck dienen, und 
zwar im Rahmen von §3 B liff. 1 und 2. 

§3- Sonderbedingungen 

A. 	 Versicherungsumfang 

Der Versicherungsschutz wird dem lOK und den versicherten Landesverbänden und deren Gliederungen 
(Bezirke, Kreise, Vereine) sowie deren gesetzlichen Vertretern und Angestellten für die Wahrnehmung von 
satzungsgemäßen Verbands- und Vereinsaufgaben gewährt. Außerdem erhalten die Vereinsmitglieder Ver­
sicherungsschutz für jede Tätigkeit, die gemäß der Satzung dem Vereinszweck dient. Es gelten die Be­
stimmungen der §§ 1-20 ARB . 

B. 	 Rechtsschutzformen 

Der Versicherungsschutz umfasst 

1. 	 Schadenersatz-Rechtsschutz 

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun­
gen im Rahmen des § 14 Abs. 1 ARB. 

2. 	 Straf-Rechtsschutz 

für die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfs der Verletzung einer Vorschrift des Straf- oder 
Ordnungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei Geldstrafen und -bußen über EUR 256,00 
sind Gnaden-, Strafaussetzungs-, Strafaufschub- und lahlungserleichterungsverfahren eingeschlossen, 
und zwar für insgesamt zwei Anträge je Versicherungsfall; 

3. 	 Arbeits-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des lOK, seiner Landesverbände, Bezirke, Kreise und Ver­
eine aus Arbeitsverhältnissen. 
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4. 	 Sozialgerichts-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des ZDK, seiner Landesverbände, Bezirke, Kreise und Ver­
eine vor deutschen Sozialgerichten. 

5. 	 Vertrags-Rechtsschutz 

Der Versicherungsschutz kann auf die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuld­
rechtlichen Verträgen - einschließlich Verträgen über die Anmietung von Fahrzeugen für gemeinsame 
Fahrten -ausgedehnt werden . 

C. 	 Ausschlüsse 

Neben den Ausschlüssen in §4 ARB besteht kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher In­
teressen: 

1. 	 als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft 
sowie Anhängern; 

2. 	 im Zusammenhang mit gewerblichen Nebenbetrieben der Versicherten und der beruflichen Ausübung 
der Kaninchenzucht; 

3. 	 aus der Durchführung von internationalen Veranstaltungen . 

§4- Versicherungsleistungen 

A. 	 Geltungsbereich 

Für Rechtsschutzfälle, die in Europa und den außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittelmeeres - so­
weit für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen der Versicherten in diesem Gebiet gegeben ist -zahlt 
der Versicherer gemäß §2 ARB im Rahmen der gesetzlichen Gebührenordnungen : 

1. 	 DAS HONORAR fÜR DEN EIGENEN ANWALT; 

2. 	 das Honorar für den gegnerischen Anwalt, wenn es das Gericht so bestimmt; 

3. 	 die Gerichtskosten und sonstigen vom Gericht auferlegten Kosten ; 

4. 	 die Zeugengebühren und Auslagen; 

5. 	 die Honorare der gerichtlich bestellten Sachverständigen; 

6. 	 alle erforderlichen Vorschüsse auf diese Leistungen. 

B. 	 Deckungssummen 

Die Deckungssumme beträgt EUR 51.130,00 je Rechtsschutzfall. 

C. 	 Freie Wahl des Anwaltes 

Der Versicherte ist berechtigt, dem Versicherer einen Rechtsanwalt zu benennen, der seine Interessen 
wahrnehmen soll. Der Versicherte kann jedoch auch verlangen, dass der Versicherer einen solchen Rechts­
anwalt bestimmt (§16 Abs. 1 ARB). Die Beauftragung des Rechtsanwaltes sollte zur Vermeidung von 
Missverständnissen durch den Versicherer erfolgen. 
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Abschnitt C 
Gemeinsame Bestimmungen 

§1- Prämie 
Die Jahresprämie einschließlich 16% Versicherungssteuer beträgt je Vereinsmitglied 

EUR 0,19 für die Haftpflichtversicherung und 

EUR 0,06 für die Rechtsschutzversicherung. 


§2- Prämienabrechnung 
Der ZDK verpflichtet sich, die auf Grund der dem ZDK zum 31.12. des Vorjahres vorliegenden Mitgliederzah­
len für das laufende Versicherungsjahr zu zahlende Gesamtprämie an den Versicherer abzuführen . 



6 'd~ 1GERLlNG-KONZERN 	 Bedingungen 
Haftpflichtversicherung 
VerSlcherungsscheln-Nr. 	 Ausstellungstag 

H 500:02 - Allgemeine 
Versicherungsbedingungen für 
Haftpflichtversicherung (AHB) 

L Der Versicherungsschutz (§§ 1-4) 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 

1. Der VerSicherer gewährt dem VerSicherungsnehmer Versiche­
rungsschutz fur den Fall, daß er wegen eines während der Wirksam­
keit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den 
Tod, die Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen 
(Personenschaden) oder die Beschadigung oder Vernichtung von 
Sachen (Sachschaden) zur Folge hatte, für diese Folgen 

aufgrund gesetzlicher Haftpflicht­
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts 

von einem Dritten auf Schadenersatz In Anspruch genommen wird. 

2. Der VerSIcherungsschutz erstreCkt sich auf die gesetzliche 
Haftpflicht 
a) aus den im VerSIcherungsschein und seinen Nachtragen ange­

gebenen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tatigkelten 
des Versicherungsnehmers (versichertes "RISiko")'); 

b) aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Risikos, 
soweit sie nicht In dem Halten oder Führen von Luft-, Kraft- oder 
Wasserfahrzeugen (abgesehen von Ruderbooten) bestehen; 
bei Erhohungen der übernommenen Gefahr, die durch Änderung 
bestehender oder Erlaß neuer Rechtsnormen eintreten, gelten 
die §§ 27 bis 29 VVG; 

c) aus Risiken, die fur den Versicherungsnehmer nach Abschluß 
der Versicherung neu entstehen, gemäß § 2 (Vorsorge­
versicherung). 

3. Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
ausgedehnt werden auf die gesetzliche Haftpfllcht wegen Vermogens ­
schadlgung, die weder durch Personenschaden noch durch 
Sachschaden entstanden ISt, sowie wegen Abhandenkommens von 
Sachen. Auf die VerSicherung wegen Abhandenkommens von 
Sachen finden die Besllmmungen uber Sachschaden Anwendung. 

§ 2 Vorsorgeversicherung 

Fur die Vorsorgeversicherung (§ 1 ZiH. 2 C) gelten neben den 
sonstigen Vertragsbestimmungen folgende besondere Bedingungen: 

1. Der VersIcherungsschutz beginnt sofort mit dem Elntntt eines 
neuen RISikOS, ohne daß es einer besonderen Anzeige bedarf. Der 
Versicherungsnehmer ISt aber verpflichtet, auf AuHorderung des 
Versicherers, die auch durch einen der Pramienrechnung beige­
druckten Hinweis erfolgen kann, binnen eines Monats nach Empfang 
dieser AuHorderung Jedes neu eingetretene Risiko anzuzeigen. 
Unterläßt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder 
kommt innerhalb Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem 
Versicherer eine Vereinbarung über die Pramle fur das neue Risiko 
nicht zustande, so fällt der Versicherungsschutz für dasselbe 
rückwirkend vom Gefahreneintritt an fort. Tritt der Versicherungsfall 
ein, bevor die Anzeige des neuen Risikos erstattet ist, so hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen, daß das neue Risiko erst nach 
Abschluß der Versicherung und in einem Zeitpunkt eingetreten ISt, 
in dem die Anzeigefrist nicht verstrichen war . 

2. Der Versicherungsschutz wird auf den Betrag von DM 500.000,­
fur Personenschaden und DM 150 000, - für Sachschaden begrenZl, 
sofern im Versicherungsschein keine höheren Deckungssummen 

o.., hierfür festgesetzt sind . 

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die Gefahren, 
welche verbunden sind mit 

C>'" a) dem Besitz oder Betrieb von Bahnen, von Theatern, Kino- und 
o 

'" 
o Filmuntemehmungen, Zirkussen und Tribunen , ferner von Luft­
:l: und Wasserfahrzeugen aller Art (abgesehen von Ruderbooten) 

und dem Lenken solcher Fahrzeuge sowie der Ausubung der 
Jagd; 

b) Herstellung, Bearbeitung. Lagerung, Beförderung, Verwendung 
von und Handel mit explosiblen StoHen. soweit hierzu eine 
besondere behordllche Genehmigung erforderlich ISt; 

c) dem Führen oder Halten von Kraftfahrzeugen. 

§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes 

I. Der Versicherungsschutz beginnt, vorbehaltlich einer anderen 

Vereinbarung, mit der Einlösung des VersIcherungsscheIns durch 

Zahlung der Pramle, der Im Antrage angegebenen Kosten 2) und 

etwaiger öffentlicher Abgaben J). 


Wird die erste oder einmalige Pramie nicht rechtzeitig gezahlt, so ISt 
der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. berechtigt. 
vom Vertrage zurüCkzutreten. Es gilt als Rücktr itt, wenn der Anspruch 
auf die Prämie nicht Innerhalb von drei Monaten vom Fälligkeitstage 
an genchtllch geltend gemacht wird. 

Ist die Prämie zur Zelt des Elntntts des VerSicherungsfalles noch 
nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verplil ch tung zur 
Leistung freI. Wird die erste Pramle erst nach dem als Beginn der 
VerSicherung festgesetzten Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber ohne 
Verzug gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem 
vereinbarten Zeitpunkt. 

11. 1. Die Leistungspflicht des VerSICherers umfaßt die Prulung der 

Haftp1lichtfrage, den Ersatz der EntscMdlgung, welche der 

VerSicherungsnehmer aufgrund eines von dem VersiCherer 

abgegebenen oder genehmigten Anerkenntnisses, eines von ihm 

geschlos,senen oder genehmigten Verg leiChs oder einer nchterl ichen 

Entscheidung zu zahlen hat, sowie die Abwehr unberechtigter 

Ansprüche. 


Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das 
einen unter den VerSIcherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch 
zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den 
Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewunscht oder 
genehmigt. so tragt der VerSicherer die gebührenordnungsmaßlgen, 
gegebenenfalls die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten 
des Verteid igers. 

Hat der VerSicherungsnehmer fur eine aus einem Versicheru ngsfall 
geschuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit zu leisten oder ISt Ihm 
die Abwendung der Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung 
durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung nachgelassen, so ist der 
VerSicherer an seiner Stelle zur SIcherheitsleistung oder Hinterlegung 
verpflichtet. 

2. Fur den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die Im 
VersIcherungsscheIn angegebenen VerSicherungssummen die Höchst ­
grenze belledem Schadenereignis. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der VersIcherungsschutz auf mehrere entschadlgungspflichtlge 
Personen erstreckt. Mehrere zeitlich zusammenhängende Schaden 
aus derselben Ursache oder mehrere Schäden aus Lieferungen der 
gleichen mangelhaften Waren gelten als ein Schadenereignis. 

Es kann vereinbart werden , daß sich der Versicherungsnehmer bei 
jedem Schadenereignis mit einem im VerSIcherungsschein festge­
legten Betrag an einer Schadenersatzleistung selbst beteiligt. 

Ferner kann vereinbart werden, daß der Versicherer seine Gesamt­
leistung für alle Schadenereignisse eines Verslcherungslahres auf 
ein Mehrfaches der vereinbarten VerSicherungssumme begrenzt. 

3. Kommt es In einem VerSicherungsfall zu einem Rechtsstreit uber 
den Anspruch ZWISChen dem Versicherungsnehmer und dem Ge­
schadigten oder dessen Rechtsnachfolger, so fuhrt der Versicherer 
den Rechtsstreit im Namen des VerSicherungsnehmers auf seine 
Kosten . 

4. Die Aufwendungen des VerSICherers für Kosten werden n icht als 
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet (vgl. aber 
Ziff. 111 1). 
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111. 1 Uberstelgen die Haftpflichtanspruche die Versicherungssumme, 
so hat der VerSicherer die Prozeßkosten nur Im VerhaltnlS der 
Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Anspruche zu tragen . und 
zwar auch dann. wenn es sich um mehrere aus einem Schadenereignis 
entstehende Prozesse handelt Der VerSicherer ISt In solchen Fallen 
berechtigt durch Zahlung der VerSicherungssumme und seines der 
VerSicherungssumme entsprechenden Antelis an den bis dahin 
erwachsenen Kosten sich von weiteren Leistungen zu befreien. 

2 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah­

lungen zu leisten und ubersteigt der Kapitalwert der Rente die 

Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger 

Leistungen aus demselben Versicherungsfall noch verbleibenden 

Restbetrag der Versicherungssumme. so wird die zu leistende Rente 

nur Im Verhaltnls der Versicherungssumme bzw. Ihres Restbetrages 

zum Kapitalwert der Rente erstattet. Der Kapitalwert der Rente wird 

zu diesem Zweck aufgrund der vom Statistischen Reichsamt aufge­

stellten Allgemeinen deutschen Sterbetafel fur die Jahre 1924 bis 

1926. mannllches Geschlecht (Statistik des Deutschen Reiches. 

Band 401), und eines Zinsfußes von jährlich 4 q·o ermittelt. 


3 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 

Haftpflichtanspruchs durch AnerkenntniS, Befriedigung oder Vergleich 

an dem Widerstand des VerSicherten scheitert, so hat der 

Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehrauf­

wand an Hauptsache. Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 


§ 4 Ausschlüsse 

I. Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 

ausdrucklich etwas anderes bestimmt ist, bezieht Sich der 

Versicherungsschutz nicht auf: 


1. Haftpflichtansprüche. soweit sie aufgrund Vertrags oder 

besonderer Zusagen uber den Umfang der gesetzlichen Haftpfllcht 

des VerSicherungsnehmers hinausgehen. 


2. Anspruche auf Gehalt. Ruhegeld. Lohn und sonstige festgesetzte 

Bezuge. Verpflegung, ärZ1liche Behandlung im Falle der Dienst­

behinderung. Fürsorgeanspruche (vgl. z.B. die §§ 616. 617 BGB. 

63 HGB. 39 und 42 Seemannsgesetz und die entsprechenden 

Bestimmungen der Gew.-Ordn., R.-Vers .-Ordn . und des Bundes­

sozialhilfegesetzes) sowie Anspruche aus Tumultschadengesetzen. 


3 	 Haftpflichtanspruche aus Im Ausland vorkommenden Schaden­
ereignissen; jedoch sind Ansprüche aus § 640 der R.-VerS.-Ordn. 
mitgedeckt 

4. Haftpfhchtansprüche aus Schaden infolge Teilnahme an Pferde-, 
Rad- oder Kraftfahrzeug-Rennen. Box- oder Ringkampfen sowie 
den Vorbereitungen hierzu (Training). 

5. Haftpflichtansprüche aus Sachschaden. welcher entsteht durch 
allmahliche Einwirkung der Temperatur. von Gasen. Dampfen oder 
Feuchtigkeit. von Niederschlägen (Rauch. Ruß, Staub u. dgl.). ferner 
durch Abwässer, Schwammbildung, Senkungen von Grundstucken 
lauch eines darauf errichteten Werkes oder eines Teiles eines solchen). 
durch Erdrutschungen, Erschütterungen infolge Rammarbeiten. durch 
Überschwemmungen stehender oder fließender Gewasser sowie aus 
Flurschaden durch Weidevieh und aus Wildschaden. 

6. Haftpflichtanspruche wegen Schäden 
a) an fremden Sachen. die der Versicherungsnehmer gemietet, 

gepachtet. geliehen oder durch verbotene EIgenmacht erlangt hat, 
oder die Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvenrages sind, 

b) die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen 
(z.B. Bearbeitung, Reparatur. Beförderung, Prufung u. dgl.) 
entstanden Sind; bei Schäden an fremden unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluß nur Insoweit. als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar Gegenstand der Tätigkeit gewesen sind. 

Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der Person 
von Angestellten, Arbeitern . Bediensteten. Bevollmachtlgten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben. so entfällt 
gleichfalls der Versicherungsschutz. und zwar sowohl für den 
VerSicherungsnehmer wie für die durch den Versicherungsvertrag 
etwa mitverslcherten Personen. 

Die Erfüllung von Verträgen und die an die Sielle der Erfullungs­
leistung tretende Ersatzleistung ISt nicht Gegenstand der Haflp'/lich!­
versicherung, auch dann nicht, wenn es sich um gesetzliche 
Ansprüche handelt. desgleichen nicht der Anspruch aus der 

gesetzlichen Gefahrtragung (für zulalhgen Untergang und zufalhge 
Verschlechterung) . 

7 Haftpfhchtanspruche wegen Schaden. die In unmittelbarem oder 
mmelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen. IoniSierenden 
SIrahlen "I (z.B von radioaktiven Substanzen emittierte Alpha·. Beta­
und Gammastrahlen sOWie Neutronen oder In Teilchenbeschleunigern 
erzeugte Strahlen) sOWie mit Laser- und Maserstrahlen. 

11. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben: 

VersIcherungsanspruche aller Personen . die den Schaden 

vorsatzhch herbeigeführt haben. Bel der Lieferung oder Herstellung 

von Waren. Erzeugnissen oder Arbeiten steht die KenntniS von der 

Mangelhaftlgheit oder Schadhchkelt der Waren usw. dem Vorsatz 

gleich. 


2. Haftpfhchtanspruche 
a) aus Schadenfallen von Angehörigen des Versicherungsnehmers . 


die mit ihm in hauslicher Gemeinschaft leben oder die zu den Im 

VerSIcherungsvertrag mitverSlcherten Personen gehören, 


b) 	ZWischen mehreren Versicherungsnehmern desselben VerSIche­

rungsvertrages. 


c) von gesetzlichen Vertretern geschaftsunfahiger oder beSChrankt 

geschaftsfahiger Personen, 


d) von unbeschrankt persönlich haftenden Gesellschaftern nicht 

rechtsfahlger Handelsgesellschaften. 


e) von gesetzlichen Vertretern JuristiSCher Personen des privaten 

oder öffentlichen Rechts sowie nicht reChtsfähiger Vereine. 


f) von liquidatoren. 


Als Angehörige gelten Ehegatten. Eltern und Kinder. Adoptiveltern 
und -kinder. Schwlegereltem und -kinder. Sllefeltern und ·klnder. 
Großeltern und Enkel, Geschwister sOWie Pflegeeltern und -kinder 
(personen, die durch ein famliienahnliches. auf langere Dauer 
angelegtes Verhaltnls wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind). 

Die AusSchlüsse unter b - f erstrecken Sich auch auf Haftpflicht­
ansprüche von Angehongen der dort genannten Personen, wenn 
sie miteinander In haushcher Gemeinschaft leben. 

3 . Haftpflichtansprüche. die darauf zurückzuführen Sind. daß der 
VerSicherungsnehmer besonders gefahrdrohende Umstande. deren 
Beseitigung der VerSicherer billigerweise verlangen konnte und 
verlangt hatte. nicht Innerhalb einer angemessenen Fnst beseitigte. 
Ein Umstand. welcher zu einem Schaden geführt hat. gilt ohne 
weiteres afs besonders gefahrdrohend. 

4. Haftpflichtansprüche wegen Personenschadens. der aus der 
Übertragung einer Krankheit des VerSicherungsnehmers entsteht. 
sowie Sachschaden. der durch Krankheit der dem VerSicherungs­
nehmer gehorenden, von ihm gehaltenen oder veraußerten Tiere 
entstanden 1St. es sei denn. daß der VerSicherungsnehmer weder 
vorsatzhch noch grobfahrlasslg gehandelt hat 

5. Haftpfhchtansprüche wegen Schaden. die an den vom VerSlche· 
rungsnehmer (oder In seinem Auftrage oder fur seine Rechnung 
von Dritten) hergestellten oder geheferten Arbeiten oder Sachen 
Infolge einer In der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache 
entstehen. 

11. Der Versicherungsfall (§§ 5,6) 

§ 5 Obl iegenheiten des Versicherungsnehmers, Verfahren 

1. VerSicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Schaden ­
ereignis. das Haftpflichtanspruche gegen den Versicherungsnehmer 
zur Folge haben konnte. 

2. Jeder VerSicherungsfall ist dem Versicherer (§ 11) unverzUglich. 
spätestens innerhalb einer Woche. schnftlich anzuzeigen. 

Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Strafbefehl oder 
ein Mahnbescheid erlassen. so hat der Versicherungsnehrner dem 
Versicherer unverzuglich Anzeige zu erstatten. auch wenn er den 
Versicherungsfall selbst bereits angezeigt hat 

Mach! der Geschädigte seinen Anspruch gegenuber dem VerSiche­
rungsnehmer geltend. so ISt dieser zur Anzeige Innerhalb einer Woche 
nach der Erhebung des Anspruchs verpfhchtet 
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Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich 
geltend gemacht. die Prozeßkostenhilfe beantragt oder wird ihm 
gerichtlich der Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich 
Anzeige zu erstatten. Das gleiche gilt Im Falle eines Arrestes, einer 
einstweiligen Verfugung oder eines BeweissIcherungsverfahrens. 

3. Der Versicherungsnehmer Ist verpflichtet. unter Beachtung der 
Weisungen des Versicherers nach Moglichkelt für die Abwendung 
und Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur 
KlarsteIlung des Schadenfalls dient. sofern ihm dabei nichts Unbilliges 
zugemutet wird. Er hat den VerSicherer bei der Abwehr des Schadens 
sowie bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen, 
ihm ausführliche und wahrheitsgemaße Schaden berichte zu erslatten, 
alle Tatumstände. welche auf den Schadenfall Bezug haben, 
mitzuteilen und alle nach Ansichl des Versicherers fur die Beurteilung 
des Schadenfalls erheblichen Schriftstucke einzusenden. 

4. Kommt es zum Prozeß über den Haftpflichtanspruch, so hat der 
Versicherungsnehmer die Prozeßführung dem Versicherer zu 
überlassen. dem von dem Versicherer bestellten oder bezeichneten 
Anwalt Vollmacht und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig 
erachteten Aulklärungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder . 
Veriugungen von Verwaltungsbehbrden auf Schadenersatz hat er, 
ohne die Weisung des VerSicherers abzuwarten, fristgemaß Wider­
spruch zu erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu 
ergreifen. 

5. Der VerSicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige 
ZuSlimmung des Versicherers einen Haftpflichtanspruch ganz oder 
zum Teil oder vergleichsweise anzuerkennen oder zu befriedigen. 
Bel ZUWiderhandlungen ist der Versicherer von der Leistungspflicht 
frei. es sei denn, daß der Versicherungsnehmer nach den Umständen 
die Befriedigung oder Anerkennung nicht ohne oHenbare Unbililgkeit 
verweigern konnte. 

6. Wenn der VerSicherungsnehmer infolge veranderter Verhalt nisse 
das Recllt erlangt. die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden 
Rente zu fordern, so ist er verpflichtet, dieses Recht auf seinen Namen 
von dem VerSicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen unter 
ZIH. 3 bis 5 finden entsprechende Anwendung. 

7. Der Versicherer gilt als bevollmachtigt, alle zur Beilegung oder 
Abwehr des Anspruchs ihm zweckmaßig erscheinenden Erklärungen 
Im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

§ 6 Rechtsverlust 

Wird eine Obliegenheit verletzt. die nach § 5 dem VerSicherer 
gegenuber zu erfüllen ISt. so ISt der Versicherer von der Verpllichtung 
zur Leistung frei; es sei denn, daß die Verletzung weder auf Vorsatz 
noch aul grober Fahrlasslgkeit beruht. Bei grobfahrlässIger Verletzung 
bleibt der VerSicherer zur Leistung Insoweit verpflichtet. als die 
Verletzung weder Einfluß auf die Feststellung des VerSicherungsfalles 
noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem Verslcherec 
obliegenden Leistung gehabt hat. Handelt es Sich hierbei um die 
Verletzung von Obliegenheiten zwecks Abwendung oder Minderung 
des Schadens, so bleibt der VerSicherer bel grobfahrlässIger 
Verletzung Zur Leistung Insoweit verpflichtet. als der Umfang des 
Schadens auch bel gehorlger Erfullung der Obliegenheiten nicht 
geringer gewesen ware. 

111. Das Versicherungsverhältnis (§§ 7-11) 

§ 7 Versicherung für fremde Rechnung, 
Abtretung des Versicherungsanspruchs 

1. Soweit sich die VerSicherung auf Haftpflichtansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst erstreckt, 
finden alle in dem Versicherungsvertrag bezüglich des VerSiche­
rungsnehmers getroffenen Bestimmungen auch auf diese Personen 
Slnngemaße Anwendung. Die Ausubung der Rechte aus dem Ver­
sIcherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer 

zu: dIeser bleibt neben dem VerSicherten fur die Erfullung der 
Obfiegenhelten verantwortlich. 

2 Ansprüche des VerSicherungsnehmers selbst oder der In § 4 

ZIH. II 2 genannten Personen gegen die VerSicherten sowie 
Anspruche von VerSicherten untereinander Sind von der 
VerSicherung ausgeschlossen. 

3. Die VerSIcherungsanspruche können vor Ihrer endgültigen 

Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung des VerSicherers 

nicht übertragen werden. 


§ 8 Prämienzahlung, Prämienregulierung, 
Prämienangleichung, Prämienrückerstattung 

I. Die nach Beginn des Versicherungsschutzes (§ 3 Ziff. I) zahlbaren 
regelmaßigen Folgepramien Sind an den Im Versicherungsschein 
festgesetzten Zahlungsterminen, sonstige Pramien bei Bekanntgabe 
an den VerSicherungsnehmer zuzüglich etwaiger öHentllcher 
Abgaben J) und einer Hebegebühr 5) zu entrichten. Unterbleibt die 
Zahlung, so ISt der Versicherungsnehmer auf seine Kosten unter 
Hinweis auf die Folgen fortdauernden Verzugs schriftlich zur Zahlung 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen aufzufordern. Tritt der 
VerSicherungsfall nach dem Ablauf dieser Frist ein und 'St der VerSiche ­
rungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der Pramle oder 
der Kosten Im Verzug, so ISt der VerSICherer von der Verpflichtung 
zur Leistung freI. Nach dem Ablauf der Frist ISt der VerSicherer, wenn 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der Pramle noch im 
Verzug 1St. berechtigt, das Versicherungsverhaltnis ohne EInhaltung 
einer Kündigungsfrist zu kündigen. Kündigt der VerSicherer nicht. so 
ISt er für die gerichtliche Geltendmachung der rückstandigen Pramie 
nebst Kosten an eine AusschlußfrIst von sechs Monaten seit Ablauf 
der zweiwbchigen Frist gebunden. 

Bel Teilzahlung der Jahrespramie werden die noch ausstehenden 
Raten der Jahrespramle sofort fällig, wenn der VerSicherungsnehmer 
mit der Zahlung einer Rate In Verzug gerat. 

11. 1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet. nach Erhalt einer 
Aufforderung des Versicherers. welche auch durch einen der 
Pramlenrechnung aufgedrUCkten Hinweis erfolgen kann, Mitteilung 
darüber zu machen, ob und welche Änderung In dem verSicherten 
Risiko gegenüber den zum Zwecke der Pramlenbemessung gemaCh­
ten Angaben eingetreten 1St. Diese Anzeige ist innerhalb eines 
Monats nach Erhalt der AuHorderung zu machen. Auf Eriordern des 
Versicherers Sind die Angaben durch die Geschaftsbucher oder 
sonstige Belege nachzuweisen. Unrichtige Angaben zum Nachteil 
des VerSicherers berechtigen diesen, eine Vertragsstrafe In dreifacher 
Höhe des festgestellten Prämienunterschieds vom Versicherungs­
nehmer zu erheben, sofern letzterer nicht beweist, daß die unrichtigen 
Angaben ohne ein von Ihm zu vertretendes Verschulden gemacht 
worden Sind. 

2. Aufgrund der Änderungsanzeige oder sonstiger Feststellungen 
Wird die Prämie entsprechend dem Zeitpunkt der Veranderung 
rlchllggestellt. Sie dari jedoch nicht geringer werden als die Mmdest­
pramie, die nach dem Tarif des VerSicherers z. Z . des Versicherungs­
abschlusses galt. Alle entsprechend § 8 ZiH. 111 nach dem Versiehe­
rungsabschluß eingetretenen Erhöhungen oder Ermaßigungen der 
M Indestpramle werden berückSichtigt. Beim Fortfall eines Risikos wird 
die etwaige Minderprämie vom Eingang der Anzeige an berechnet. 

3. Unterläßt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige recht­
zeitig zu erstatten, so kann der VerSicherer für die Zeit, für welche die 
Angaben zu machen waren, an Stelle der Pramienregullerung 
(ZIH. 11 1) als nachzuzahlende Pramie einen Betrag in Höhe der für 
diese Zeit bereits gezahlten Pramle verlangen. Werden die Angaben 
nachträgliCh. aber noch innerhalb zweier Monate nach Empfang der 
AuHorderung zur Nachzahlung gemacht, so ISt der VerSicherer 
verpflichtet, den etwa zuviel gezahlten Betrag der Prämie zurückzu­
erstatten . 

4 . Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen 
mit Pramienvorauszahlung für mehrere Jahre Anwendung. 

E 8050 - 10.91 - J O' 



111. 1 Ein unabhiinglger Treuhander ermittelt zum 1. Juli eines leden 
Jahres. um welchen Prozentsatz sich der Durchschnitt der Schaden­
zahlungen. welche die zum Betrieb der allgemeinen Haftpflicht­
verSicherung zugelassenen Versicherer Im vergangenen Kalenderlahr 
geleistet haben. gegenuber dem vorvergangenen Jahr erhÖht oder 
vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nachst­
niedrigere durch fünl teilbare ganze Zahl ab. 

Als Schadenzahlungen gelten auch die speziell durch den einzelnen 
Schadenfall veranlaßten Ausgaben für die Schadenermittlung, die 
aufgewendet worden Sind, um die VerSIcherungsleistungen dem 
Grunde und der Höhe nach festzustellen. 

Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderlahres gilt die 
Summe der In diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt 
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten 
Schadenfälle. 

2. Im Falle einer Erhohung ist der Versicherer berechtigt. im Falle 

einer Verminderung verpflichtet, die Folgejahrespramle um den sich 

aus Ziff. 1 Abs. 1 Satz 2 ergebenden Prozentsatz zu verandern 

(Pramlenanglelchung). 


Hai sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in 
jedem der letzten funf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz 
als denjenigen erhöht, den der Treuhander jeweils fur diese Jahre 
nach Ziff. 1 Abs. 1 Satz 1 ermittelt hat, so darf der Versicherer die 
Folgelahrespramie nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der 
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmens­
eigenen Zahlen im letZ1en Kalenderlahr erhöht hat: diese Erhöhung 
darf dielenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden 
Absatz ergeben wurde. 

3. Liegt die Veränderung nach Ziff. 1 Abs. 1 oder Zift. 2 Abs. 2 unter 
5 Prozent, so entfällt eine Pramlenangleichung. Diese Veränderung 
ISt jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 

4. Die Prämienangleichung gilt für die vom 1. Juli an failigen 

Folgejahresprämien. Sie wird dem VerSicherungsnehmer mit der 

Pramienrechnung bekanntgeben. 


5. Soweit die Folgejahresprämie nach Lohn-, Bau- oder Umsatz­

summe berechnet Wird, findet keine Pramlenanglelchung statt. 


IV Endet das VerSIcherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszelt 
oder Wird es nach Beginn der VerSicherung rückWirkend aufgehoben 
oder ist es von Anfang an nichtig, so gebuhrt dem VerSicherer Prämie 
oder Geschäftsgebühr nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
(z. B. §§ 40 und 68 VVG) 

Kündigt nach Eintritt des VerSicherungsfalles der Versicherungs­
nehmer, so gebührt dem VerSicherer die Prämie für die laufende 
VersIcherungsperIode. Kündigt der VerSicherer, so gebührt Ihm nur 
derjenige Teil der Prämie, welcher der abgelaulenen VersIcherungs­
zeit entspricht. Das gleiche gilt im Falle der Kündigung des 
VerSicherungsnehmers wegen Anglelchung der Folgejahresprämie 
(§ 9 Ziff. 111). 

§ 9 Vertragsdauer, Kündigung 

I. Der Vertrag ISt zunachst fur die Im VerSIcherungsschein festgesetzte 
Zelt abgeschlossen. Beträgt diese mindestens ein Jahr, so bewirkt 
die Unterlassung rechtswirksamer Kündigung eine Verlängerung des 
Vertrages jeweilS um ein Jahr. Die Kündigung ISt rechtswirksam, wenn 
sie spatestens drei Monate vor dem Jeweiligen Ablauf des Vertrages 
schriftlich erklart wird; sie soll durch eingeschriebenen Brief erfolgen. 

11. 1. Erhöht der VerSicherer aufgrund der Prämienangleichung 
gemäß § 8 ZiH. III 2 das Entgelt. das der Versicherungsnehmer zu 
zahlen hat, um mehr als 5 ~o der zuletzt gezahlten Prämie oder steigt 
das Entgelt um mehr als 25 % der Erstpramie, ohne daß sich der 
Umfang der VerSicherung andert, so kann der VerSicherungsnehmer 
nach Eingang der Mitteilung des Versicherers innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen mit sofortiger Wlrl<ung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung, kündigen, 

2. Das VersicherungsverhältniS kann lerner gekundlgt werden, wenn 
von dem VerSicherer aufgrund eines VerSicherungsfalles eine 
Schadenersatzzahlung geleistet oder der HaftpflIchtanspruch rechts­
hanglg geworden ISt oder der VerSicherer die Leistung der failigen 
Entschadigung verweigert hat. 

Das Recht zur Kündigung, die seitens des Versicherers mit einer Frist 
von emem Monat. seitens eies VerSicherungsnehmers mit sofortiger 

Wirkung oder zum Schluß der laufenden VerSIcherungsperIode zu 
erfolgen hat. erlischt, wenn es nicht spatestens einen Monat. naChdem 
die Zahlung geleIstet. der Rechtsstreit durCh Klagerucknahme, 
AnerkenntniS oder VergleIch beigelegt oder das Urteil rechtskraft,g 
geworden 1St. ausgeubt Wird. 

3. Der VerSicherungsnehmer kann ein VerslcherungsverhaltnlS das 
fur eine Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen 1St. zum Ende 
des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres unter EIn­
haltung einer Frist von drei Monaten kundigen, es sei denn, daß der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer schriftlich vor Abschluß des 
Vertrages auch Vertrage fur die Dauer von einem Jahr, drei, tünf 
und zehn Jahren angeboten hat und dabei aut Verträge mit einer 
Dauer von tunt oder mehr Jahren einen Pramlennachlaß einraumt. 
dessen Vomhundertsatz mindestens der Dauer der Laufzeit entspricht. 

111. Wenn verSicherte Risiken vollständig und dauernd in Wegtall 

kommen, so erlischt die Versicherung bezuglich dieser Risiken ,). 


§ 10 Klagefrist 

Hat der VerSicherer den Versicherungsschutz abgelehnt, so ist der 
bestrittene VersIcherungsanspruch bei Meidung des Verlustes durCh 
Erhebung der Klage binnen einer Frist von sechs Monaten geltend zu 
machen. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Anspruchs­
berechtigte durch eingeschriebenen Brief unter Hinweis auf die 
Rechtsfolgen der Frlstversäumung davon In KenntniS gesetzt worden 
1St. Inwieweit sein Anspruch auf Versicherungsschutz bestritten wird, 

§ 11 Anzeigen und Willenserklärungen 

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun­
gen sind schriftlich abzugeben und sollen an die Haupt­
verwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungs­
schein oder in dessen NaChträgen als zuständig bezeiChnete 
Geschäftsstelle gerichtet werden, Die Vertreter Sind zu 
deren Entgegennahme nicht bevollmächtigt, 

1) 	Auf die Möglichkeit des Abschlusses einer Nachhaftungsver­
sicherung bel vollständigem und dauerndem Wegfall des ver­
sicherten R,s,kos wird hingeWiesen (vgl. § 9 Ziff. 11I AHB). 

2) Austertigungsgebühr 
3) VerSIcherungsteuer 
4) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich nach 

dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen Sind zur 

Deckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfur Haftpfllcht­

versicherungen ab. 


5) 	In dem Jeweiligen Betrage, der der Aufslchtsbehorde durch 
geschäftsplanmaßige Erklärung des VerSicherers bekanntgegeben 
1St. 
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H 9804:01 - Besondere Bedingungen 

für die Versicherung der 

Haftpflicht aus Gewässerschäden im 

Rahmen einer Betriebs-, Berufs-, 

Vereins- o. dgl. Haftpflichtver­

sicherung (BB) 


. außer Anlagenrisiko sowie Abwässeranlagen· und 
Einwirkungsrisiko - (Versicherung des sog. Gewässerschaden­
RestriSikos) 

Abkurzung: AHB Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für Haftpflichtversicherung 


§ 1 Eingeschlossen ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens­

schäden wie Sachschaden behandelt werden, die gesetzliche 

Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mit1elbare 

Folgen von Veränderungen der physikalischen, chemischen oder 

biologischen Beschaffenheit eines Gewassers einschließlich des 

Grundwassers (Gewässers~häden) 


mit Ausnahme der Haftpflicht 


a) als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen 

Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe, 

b) aus dem Einleiten und Einbringen von gewässerschädlichen 

Sto.ffen in Gewässer oder aus einer Einwirkung auf ein Gewässer, 

durch die die physikalische, chemische oder biologische Beschaffen­

heit des Wassers verändert wird (Einwirkungshaftung), 

c) aus der Beförderung von gewässerschädlichen Stoffen in 

Fernleitungen, sofern die Leiturigen den Bereich eines Betriebs­

geländes überschreiten oder nicht lediglich Zubehör von Lager­

behältern sind, 

d) aus der Herstellung, Lieferung, Montage, Instandhaltung und 

Wartung von Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 

Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför­

dern oder wegzuleiten. 

(Versicherungsschutz für a, bund c wird ausschließlich durch 
besonderen Vertrag gewährt, für d durch Erweiterung der 
Betriebs-Haftpflichtversicherung. ) 

§ 2 (1) Aufwendungen, auch eriolglose, die der Versicherungs­
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten), sowie 
außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer 
insoweit übernommen, als·sie zusammen mit der Entschädigungs­
leistung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht 
übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der AHB. 
(2) Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret1ungs- und 

außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, 

als sie zusammen mit der Entschädigung die Versicherungssumme 

für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des Versicherers 

von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Drit1er zur 

Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung 

des Versicherers. 


§ 3 Ausgeschlossen sind Haftpflich!ansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden 
durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewasserschutz dienenden 
Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Veriügungen herbeigeführt haben . 

. § 4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtanspruche wegen Schäden, 
dIe unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen: Generalstreik 
(in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar 
auf Verfugungen oder Maßnahmen von Hoher Hand beruhen. Das 
gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweii slchelemen­
tare Naturkräfte ausgewirkt haben . 

. , nn .... .. .... ...... ...... ,.. ,: 
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VH 550:01 - Allgemeine 
Versicherungsbedingungen zur 
Haftpflichtversicherung für 
Vermögensschäden (AVB) 

I. 	Der Versicherungsschutz (§§ 1-4) 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 

I. Der Versicherer gewahrt dem Versicherungsnehmer Versiche­

rungsschutz (Deckung) für den Fall, daß er wegen eines bei 

der Ausübung beruflicher Tatigkeit - von ihm selbst oder einer 

Person, für die er einzutreten hat - begangenen Verstoßes von 

einem anderen 


auf Grund geselzllcher Haftpflicht­
bestimmungen privalrechtlichen Inhalts 

für einen Vermögensschaden verantwortlich gemacht wird. 

Vermögensschaden sind solche Schaden, die weder Personen­
schaden (Tötung, Verletzung des Körpers oder Schadigung der 
Gesundheit von Menschen) noch Sachschaden (Beschadigung, 
Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind, 
noch sich aus solchen - von dem Versicherungsnehmer oder einer 
Person, für die er einzutreten hat, verursachten - Schäden herleiten. 
Als Sachen gelten Insbesondere auch Geld und geldwerte Zeichen. 

11 . 1. Es sind jedoch· zu b mit der in § 3 11 Nr. 2 und 3 
vorgesehenen beschranklen Beteiligung des Versicherers - in die 
Versicherung einbezogen Ansprüche wegen unmittelbarer oder 
mittelbarer Sachschäden 
a) an Akten und anderen für die Sachbehandlung in Betracht 

kommenden Schnftstücken, 
b) an sonstigen beweglichen Sachen, die das Objekt der 

versicherten Betätigung des Versicherungsnehmers bilden. 

2. Ausgeschlossen von der Einbeziehung zu 1 a und 1 b sind 
Ansprüche wegen Sachschäden, die entstehen durch Abhanden­
kommen von Geld, geldwerten Zeichen, Wertsachen, Inhaberpapieren 
und in blanko indossierten Orderpapieren; das Abhandenkommen 
von Wechseln fällt nicht unter diese Ausschlußbestimmung. 

Ferner sind von der EInbeziehung zu 1 b ausgeschlossen Ansprüche 
wegen Sachschaden, die entstehen aus Anlaß der Ausübung techni­
scher Berufstätigkeit oder der Verwaltung von Grundstücken oder der 
Führung wirtschaftlicher Betriebe. 

111. Falls eine jurtstlsche Person für Sich selbst Versicherung nimmt, 
so besteht der VersICherungSSChutz hinsichtlich der ihren Organen 
und Angestellten zur Last fallenden Verstoße, soweit sie diese 
gesetzlich zu vertreten hat, und zwar mit der Maßgabe, daß in der 
Person des Verstoßenden gegebene sublektive Umstände, durch 
welche der Versicherungsschutz beeinflußt wird (vgl. z. B. 
§ 4 Nr. 5, 6), als bel der VerSicherungsnehmer in selbst vorliegend 
gelten. 

§ 2 Vorwärts- und RÜCkwärtsversicherung 

1. Die Vorwartsverslcherung umfaßt die Folgen aller vom Beginn 
des VersIcherungsschutzes ab (§ 3) bis zum Ablauf des Vertrages 
vorkommenden Verstöße. 

2. Die RuckwartsversIcherung bietet Deckung gegen in der 
Vergangenheit vorgekommene Verstöße, welche dem Versicherungs­
nehmer oder Versicherten oder seinen Sozien (§ 12 Ziffer 1) bis 
zum Abschluß der Rückwartsversicherung nicht bekannt geworden 
sind. Bel Antragsteilung ist die zu versichernde Zeit nach Anfang­
und Endpunkt zu bezeichnen. 

Als bekannter Verstoß gilt etn Vorkommnis, wenn es vom Versiche­
rungsnehmer, Versicherten, seinen Sozien als - wenn auch nur mög­
Ilcllerweise - objektiv fehlsam erkannt oder Ihm, wenn auch nur 
bedingt, als fehlsam bezeichnet worden Ist, auch wenn Sch8den­

ersatzansprüche weder erhoben noch angedroht noch befürchtet 
worden sind. 

3. Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung gestiftet, so 

gilt Im Zweifel der Verstoß als an dem Tag begangen, an welchem 

die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden 

müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 


§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes 

I. Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich einer anderen 

Vereinbarung mit der Einlösung des Versicherungsscheins durch 

Zahlung der Pramie, der im Antrag angegebenen Kosten und 

etwaiger öffentlicher Abgaben. 


Wird die erste oder einmalige Pramle nicht rechtzeitig bezahlt, 
so ISt der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, 
berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn 
der Anspruch auf die Pramie nicht Innerhalb von drei Monaten 
vom Fälligkeitstage an gerichtlich geltend gemacht Wird . 

Ist die Pramle zur Zelt des Eintritts des Versicherungsfalles noch 
nicht bezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei . 

Wird die erste Prämie erst nach dem als Beginn der Versicherung 
festgesetzten Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber ohne Verzug 
bezahlt, so beginnt der VersIcherungsschutz mit dem vereinbarten 
Zeitpunkt. 

11. 1. Der Versicherungsschutz umfaßt sowohl die Abwehr 

unbegründeter als die Befriedigung.begründeter Schadenersatz­

ansprüche. 


2. Die VerSicherungssumme - bel den Sachschäden 1m Sinne des 
§ , 11 1 b jedoch nur ein Viertel - stellt den Hbchstbetrag der dem 
Versicherer - abgesehen vom Kostenpunkt (s. Ziffer 7) - in jedem 
einzelnen Schadenfall obliegenden Leistung dar, und zwar mit der 
Maßgabe, daß nur eine einmalige Leistung der VerSicherungssumme in 
Frage kommt. 
a) gegenüber mehreren entschädigungspflichtlgen Personen. auf 

welche Sich der Versicherungsschutz erstreckt. 

b) bezüglich eines aus mehreren Verstößen fließenden einheitlichen 


Schadens. 

c) 	bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei gilt mehrfaches. 

auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder 
Unterlassen als einheitlicher VerSloß, wenn die betreffenden 
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder Wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. 

Es kann vereinbart werden . daß die Höchstleistung des Versicherers 
für alle VerSicherungsfalle eines VersicherungSlahres auf ein 
Mehrfaches der vereinbarten VerSicherungssumme begrenzt wird. 
soweit gesetzliChe Bestimmungen einer Pflicht-Haftpflichtversicherung 
keine anderweitige Regelung vorsehen . 

3. An der Summe, die vom VerSicherungsnehmer auf Grund flchter· 
lichen Urteils oder eines vom VersiCherer genehmigten Anerkenntnisses 
oder Vergleichs zu bezahlen ist (Haftpflichtsumme), ersetzt der 
Versicherer 80 % , höchstens die Höchstverslcherungssumme_ 
Betragt die Haftpflichtsumme mehr als DM 10000,-. so übernimmt der 
Versicherer im Rahmen der gewählten Hbchstversicherungssumme 
von den ersten 0 M 10 000. - 80 %. vom Mehrbetrag 90 ~ ;,. 

Bel den in § 1 zu II , b erwähnten Sachschäden übernimmt d!er 
Versicherer 75 % der Haftpflichtsumme. höchstens die für diese 
Schaden vorgesehene HöchstverSlcherungssumme (vgl . § 3 II 
Ziffer 2). 

Der von dem VerSicherungsnehmer allein zu deckende Schad en 
betragt in jedem Falle mindestens DM 100. - (Mlndestselbstbehalt) . 

Dieser Mindestselbstbehalt kann durch besondere Vereinbarung auf 
einen hoheren Betrag festgesetzt werden (erhöhter Mlndestse:bst ­
behalt). 

VH 550: 01-7.91-3x3 



4. Der Haftpflichtanspruch ist In Ansehung eines solchen Betrages 
nicht gedeckt, der gleichkommt der Höhe der eigenen Gebühren des 
Versicherungsnehmers In derjenigen Sache. bei deren Behandlung 
der Verstoß erfolgt 1St. Es macht dabei keinen Unlerschied, ob die 
Gebühren von dem HaftpflIchtanspruch ergriHen werden oder nicht. 
Auch im letzteren Falle Sind sie im Verhältnis zum Versicherer 
vorweg an der Haftpfliclltsumme zu kürzen. 

Bei Prozessen gilt jede Instanz als besondere Sache. Bei Ver­
mögensverwaltungen, Vormundschaften oder sonstigen Sachen, die 
sich als Gesamtheit von EInzeiangelegenheiten darstellen, tntt, wenn 
nicht der Verstoß den Verlust der ganzen Vermögensmasse zur 
Folge hat, nur eine im VerhältniS vom Verlust zur Vermogensmasse 
stehende oder sonst den Umständen oder der Billigkeit entspre­
chende Kurzung ein. 

5. Es ist - auch abgesehen von dem Fall der Versicherung des 
eigenen Risikos (§ 6 ZiHer 3 Absatz 2) - ohne Zustimmung des 
Versicherers nicht zulassig, daß der VerSicherungsnehmer 
Abmachungen trifft oder Maßnahmen geschehen läßt, die darauf 
hinauslaufen, daß ihm seine Selbstbeteiligung erlassen. gekurzt 
oder ganz oder teilweise wieder zugeführt wird. Widrigenfalls 
mindert sich die Haftpf lichtsumme um den entsprechenden Betrag. 

6. An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die zur 
Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der Haftpflichtsumme zu 
leisten ist. beteiligt sich der Versicherer in demselben Umfange wie 
an der Ersatzleistung. 

7 Die Kosten eines gegen den Versicherungsnehmer anhängig 
gewordenen. einen gedeckten Haftpflichtanspruch betreHenden 
Haftpllichtprozesses. sOWie einer wegen eines solchen Anspruchs 
mit Zustimmung des Versicherers vom Versicherungsnehmer betne­
benen negativen Feststellungsklage oder Nebenintervention gehen 
voll zu Lasten des Versicherers. Es gilt dabei aber folgendes: 
a) Ubersteigt der Haftpflichtanspruch die Versicherungssumme. so 

trägt der Versicherer die Gebuhren und Pauschsätze nur nach der 
der VerSicherungssumme entsprechenden Wertklasse. Bel den nicht 
durch Pauschsätze abzugeltenden Auslagen tritt eine verhältnis­
maßige Verteilung auf VerSicherer und Versicherungsnehmer ein. 

b) Uberstelgt der Haftpflichtanspruch nicht den Betrag des 
Mindestselbstbehalts. so treHen den VerSicherer keine Kosten. 

c) Bel erhöhtem Mindestselbstbehalt hat der Versicherungsnehmer 
vorweg die Kosten nach dem Streitwert des erhöhten Mlndestselbst­
behalts allein zu tragen. die Mehrkosten bezüglich des überstei­
genden Betrages (biS zum Streitwert von erhöhtem Mindestselbst­
behalt zuzuglich VerSicherungssumme) trägt der Versicherer. 
Bezuglich der nicht durch Pauschsatze abzugeltenden Auslagen 
findet die Bestimmung zu a Satz 2 Anwendung. 

d) Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst vertritt oder durch 
einen Sozius oder Mitarbeiter vertreten läßt, werden Ihnen 
eigene Gebühren nicht erstattet. 

8. Falls die vom VerSicherer verlangte Erledigung eines Haftpflicht­
anspruchs durch Anerkenntnis. Befriedigung oder Vergleich an dem 
Widerstand des Versicherungsnehmers scheitert, oder falls der 
Versicherer seinen vertragsmaßlgen Anteil zur Befnedigung des 
Geschädigten zur Veriugung stellt , so hat der Versicherer für den 
von der Weigerung bzw. der Veriugungstellung an entstehenden 
iVlehraufwand an Hauptsache. Zinsen und Kosten nicht au fzukommen. 

§ 4 AusschWsse 

Der Versicherungsschutz bezieht Sich nicht auf die Haftpflicht­
anspruche: 

1 welche vor auslandischen Gerichten geltend gemacht werden 
- dies gilt auch im Falle eines inländischen Vollstreckungsurteils 
(§ 722 ZPO) -; wegen Verletzung oder Nichtbeilchtung ausländi ­
schen Rechts; wegen einer im Ausland vorgenommenen Tätigkei t; 

'2. soweit sie auf Grund Vertrages oder besonderer Zusage uber 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen; 

3. aus der Uberschreltung von Voranschlägen und Krediten; 
aus der entgeltlichen oder unentgeltlichen Vermittlung oder 
Empfehlung von Geld-. Grundstücks- und anderen Wirtschaftlichen 
Geschäften; 

4. wegen SCha.clen, welche durch Fehlbelrage bei der Kassen­

fuhrung, durch Verstöße beim Zahlungsakt. durch Veruntreuung 

des Personals des VerSicherten entstehen; 


5. wegen Schadenstiftung durch wissentliches Abweichen von 
Gesetz. Vorschrift . Anweisung oder Bedingung des Machtgebers 
(Berechtigten) oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung; 

6. von Sozlen oder Angehöngen des Versicherungsnehmers 
sowie von Personen. welche mit Ihm in häuslicher Gemeinschaft 
leben, es sei denn - was die Anspruche von Angehorlgen und in 
häuslicher Gemeinschaft Lebenden anlangt -, daß es sich um 
Anspruche eines Mundeis gegen seinen Vorrnund handelt. 

Als Angehörige gelten: 

a) der Ehegatte des VerSicherungsnehmers, 

b) wer mit dem Versicherungsnehmer in gerader linie oder im 


zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verschwägert ist. 

Schadenersatzansprüche von juristischen Personen. wenn die 
Majontät der Anteite. und von sonstigen Gesellschaften, wenn ein 
Anteil dem Versicherungsnehmer oder Versicherten oder einem 
Sozius oder Angehöngen des Versicherungsnehmers oder 
Versicherten gehört. sind von der Versicherung gleichfalls 
ausgeschlossen; 

7. aus der Tätigkeit des VerSicherungsnehmers als leiter. 
Vorstands- oder Aufslchtsratsmltgiled pnvater Unternehmungen, 
Vereine. Verbände oder als Syndikus. 

i I. Der Versicherungsfall (§§ 5 und 6) 

§5 

1. Versicherungsfall 

VerSicherungs fall im Sinne dieses Vertrages ist der Verstoß. der 

HaftpflIchtanspruche gegen den VerSicherungsnehmer zur Folge 

haben könnte. 


2. Schadenanzeige 

Jeder Versicherungsfall ist dem VerSicherer (§ 11) unverzüglich. 

spätestens Innerhalb einer Woche. schriftlich anzuzeigen. 


Wird ein Ermittlungsveriahren eingeleitet oder ein Strafbefehl 
oder ein Mahnbescheid erlassen. so hat der Versicherungsnehmer 
dem Versicherer unverzügl ich Anzeige zu erstatten. auch wenn er 
den Versicherungsfall selbst bereits angezeigt hat. 

Macht der Geschcidigte seinen Anspruch gegenuber dem Versi­
cherungsnehmer geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb 
einer Woche nach der Erhebung des Anspruchs verpflichtet. 

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich 
geltend gemacht. Prozeßkostenhilfe beantragt oder wird ihm 
gerich tlich der Streit verkUndet. so hat er außerdem unverzuglich 
Anzeige zu erstatten. Das gleiche gilt Im Falle eines Arrestes, 
einer einstweiligen Veriügung oder eines Bewelssicherungs­
veriahrens. 

Durch die Absendung der Anzeige werden die Fristen gewahrt. 
Für die Erben des Versicherungsnehmers tntt an Stelle der 
Wochenfrist jeweils eine Fnst von einem Monat. 

3. Weitere Behandlung des Schadenfalles 
a) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter BeaChtung der 

Weisungen des Versicherers (insbesondere auch hinSichtlich der 
Auswahl des Prozeßbevolimachtigten) nach Möglichkeit fur die 
Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu 
tun . was zur KlarsteIlung des Schadenfalles dient. sofern Ihm dabei 
nichts Unbilliges zugemutet Wird . Er hat den Versicherer bel der 
Abwehr des Schadens sowie bel der Schadenermittlung und 
-regulierung zu unterstutzen. ihm ausfuhrliche und wahrheitsgemäße 
Schadenberichte zu erstatten. alle Tatumstände, welche auf den 
Schadenfall Bezug haben. mitzuteilen und alle nach Ansicht des 
Versicherers für die Beurteilung des Schadenfalles erheblichen 
Schriftstucke einzusenden. 
Der Versicherungsnehmer ISt nicht berechtigt. ohne vorherige 
Zustimmung des VerSicherers einen Haftpflichtanspruch ganz oder 
zum Teil anzuerkennen oder zu vergleichen oder zu befriedigen . 
Den aus Anlaß eines Schadenfalles eriorderlichen Schriftwechsel 
hat der Versicherungsnehmer unentgeltlich zu fuhren. 

b) Eine Streitverkündung seitens des VerSicherungsnehmers an den 
Versicherer ist nicht eriorderlich; die Kosten einer solchen werden 
vom VerSicherer niCht ersetzt. 

C) 	Der VerSicherer gilt als bevollmächtigt. alle zur Beilegung 
oder Abwehr des AnsprUChS Ihm zwecl\maßlg erscheinenden 
Eril lärungen Im Namen des VerS icherungsnehmers abzugeben. 
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4. Zahlung des Versicherers . . 
Steht fest, was der Versicherer zu leisten hat, so sind die 
fälligen Beträge spätestens innerhalb einer Woche, die Renten an 
den Fälligkeitsterminen zu bezahlen. Der VerSicherer kann Jedoch 
verlangen, daß der Versicherungsnehmer seinen SchadenanteIl an 
eine vom Versicherer bestimmte Stelle abführt und die QUittung 
daruber dem VerSicherer einsendet. Die einwochige Frist läuft 
solchen falls vom Eingang der Quittung. 

Bei außergerichtlicher Erledigung des Versicherungsfalles soll, 
wenn möglich, die schriftliche Erklärung des Ansprucherhebenden, 
daß er fur seine Anspruche befriedigt sei, beigebracht werden ; 
der Versicherer kann Beglaubigung der Unterschrift des 
Ansprucherhebenden verlangen. 

§ 6 Rechtsverlust 

1. Wird eine Obliegenheit verletzt, die nach § 5 dem Versicherer 
gegenüber zu eriüllen ist, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß die Verletzung 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bel 
grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur Leistung 
insoweit verpflichtet, als die Verletzung Einfluß weder auf die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. 
Handelt es Sich hierbei um die Verletzung von Obliegenheiten 
zwecks Abwendung oder Minderung des Schadens, so bleibt der 
Versicherer bel grobfahrtässiger Verletzung zur Leistung insoweit 
verpflichtet, als der Umfang des Schadens auch bei gehöriger 
Eriüllung der Obhegenheiten nicht geringer gewesen wäre. 

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Obliegenheiten nach § 5 
Ziffer 3 dadurch verletzt, daß er den Versicherer über erhebliche 
Umstände wissentlich täuschte oder zu täuschen versuchte, so 
verliert er alle Ansprüche aus dem betreffenden Versicherungsfall. 
Weitergehende gesetZliche Rechtsfolgen solcher Täuschungen 
bleiben bestehen. 

3. Der Versicherungsnehmer hat. wenn er das versicherte Risiko 
auch anderweitig versichert, dem Versicherer innerhalb eines 
Monats Anzeige hiervon zu erstatten; anderenfalls verliert er seinen 
Versicherungsanspruch hinSichtlich aller Verstöße, auf welche 
die Doppelversicherung Sich erstreckt. Deckt die anderwelltge 
Versicherung den Versicherungsnehmer nicht bis zu dem 
Umfang wie diejenige des VerSicherers, so tritt letzterer Im 
VerSicherungsfall für die Differenz ein. 

Wenn der Versicherungsnehmer das Eigenrisiko (§ 3 tl 3) 
anderweitig verSichert, so hat er wegen der von da an 
vorkommenden Verstöße keinen Versicherungsanspruch. 

111. Das Versicherungsverhältnis (§§ 7-11) 

§ 7 Versicherung für fremde. Rec~nung, A~tretung des 
Versicherungsanspruchs, Ruckgnffsanspruche 

1. Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst erstreckt, 
finden alle in dem Versicherungsvertrag bezüglich des 
VerSicherungsnehmers getrOffenen Bestimmungen auch auf diese 
Personen sinngemäße Anwendung . Die Ausubung der Rechte aus 
dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungs­
nehmer zu; dieser bleibt neben dem Versicherten für die Eriüllung 
der Obliegenheiten verantwortlich. 

2. Anspruche des Versicherungsnehmers setbst sowie seiner 
Angehörigen gegen den Versicherten Sind, soweit nichts anderes 
vereinbart ist, von der Versicherung ausgeschtossen. 

3. Die VersIcherungsanspruche konnen vor Ihrer endgültigen 
Feststelluno ohne ausdrückliche Zustimmung des Versicherers 
nicht übertragen werden. 

4. Ruckgriffsansprüche des Versicherungsnehmers gegen Dritte, 
ebenso dessen Ansprüche auf Koslenel'satz, auf Rückgabe hinter­

legter und auf Rückerstattung bezahlter Beträge sowie auf Abtre­
tung gemäß § 255 BGB gehen In Höhe der vom Versicherer gelei­
steten Zahlung ohne weiteres auf diesen über. Der Ubergang kann 
nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht 
werden. Der VerSicherer kann die Ausstellung einer Abtretungs­
urkunde verlangen. 

Rückgriff gegen Angestellte des Versicherungsnehmers wird nur 
genommen, wenn der Angestellte seine Obliegenheiten vorsätzlich 
verletzt hat. 

Hat der Versicherungsnehmer auf einen Anspruch gemäß Absatz 1 
oder ein zu dessen Sicherung dienendes Recht verzichtet, so 
bleibt der Versicherer nur insoweit verpflichtet, als der 
Versicherungsnehmer beweist, daß die Veriolgung des Anspruchs 
ergebnislos geblieben wäre. 

§ 8 Prämienzahlung, Prämienregulierung, Prämienrück­
erstattung 

I. 1. Die nach Beginn des Versicherungsschutzes (§ 3 I) zahlbaren 
regelmäßigen Folgepramien sind an den im Versicherungsschein 
festgesetzten Zahlungsterminen. sonstige Prämien bei Bekanntgabe 
an den Versicherungsnehmer zuzüglich etwaiger öffentliCher Abgaben 
und einer Hebegebuhr In dem jeweiligen Betrag, der der Aufsichts­
behörde durch Geschäftsplanmäßige Erklärung des Versicherers 
bekanntgegeben ist, zu entrichten. Unterbleibt die Zahlung, so ist 
der Versicherungsnehmer auf seine Kosten unter Hinweis auf die 
Folgen fortdauernden Verzugs durch einen an seine letztbekannte 
Adresse gerichteten eingeschriebenen Brief zur Zahlung Innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen aufzufordern. Tritt der Verstoß nach 
dem Ablauf dieser Frist ein und ISt der Versicherungsnehmer zur 
Zeit des Eintritts mit der Zahlung der Prämie oder der Kosten im 
Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei. Nach dem Ablauf der Frist ISt der VerSicherer, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist, berechtigt, das 
VerSlcherungsverhaltnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu 
kündigen oder, solange noch nicht sechs Monate seit Ablauf der 
zweiwöchigen Fnst verstrichen sind, die ruckstandige Prämie nebst 
Kosten genchtlich einzuziehen. Bel Teilzahtung der Jahrespramie 
werden die noch ausstehenden Raten der Jahrespramie sofor1 fällig, 
wenn der Versicherungsnehmer mit Zahlung einer Rate in Verzug 
gerät. 

2. Dem Versicherungsnehmer steht das Recht, gegen Pramie nschuld 
mit einem Versicherungsanspruch aus diesem Versicherungsvertrag 
aufzurechnen oder ein ZurückbehaltungsreCht auszuüben, erst dann zu, 
wenn der VersIcherungsanspruch vom Versicherer anerkannt oder 
rechtskräftig festgestellt worden ISt. 

11. 1. Der VerSicherungsnehmer ISt verpflichtet, nach Erhalt einer 
Aufforderung des VerSicherers, welche auch durch einen der 
Prämienrechnung beigefügten HinweiS eriolgen kann, Mitteilung 
darüber zu machen, ob und welche Anderung in dem versicherten 
Risiko gegenuber den zum Zwecke der Prämienbemessung gemachten 
Angaben eingetreten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats 
nach Erhalt der Aufforderung zu machen. Auf Eriordern des Versi· 
cherers sind die Angaben durch die Geschaftsbucher oder sonstige 
Belege nachzuweisen. Unterlassungen oder unnchltge Angaben zum 
Nachteile des Versicherers berechtigen diesen, unbeschadet weiter· 
gehender Rechte - vgl. auch § 13 Absatz 2 -, eine Vertragsstrafe 
in dreifacher Höhe des lestgesetzten Pramlenunlerschieds vom 
Versicherungsnehmer zu erheben, sofern letzterer nicht bewe ist, 
daß die Unterlassungen oder unrichtigen Angaben ohne ein von ihm 
zu vertretendes Verschulden gemacht worden stnd. 

2. Auf Grund der Änderungsanzeige oder sonstiger Feststell u ngen 
wtrd die Pram,e enlsprecllend dem Zeitpunkt der Veränderung 
richtiggesteIlt, jedoch darf sie nicht gertnger werden als die in 
dem zur Zeit des Versicherungsabschlusses gultlgen Tarif de.s 
Versicherers festgesetzte Mindestpramie. Beim Fortfall eines Risll\os 
wird die etwaige Mtnderpramie vom Eingang der Anzeige ab 
berechnet. 

3. Unterlaßt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige recht­
zeitig zu erstatten. so kann der VerSlchc(er für die Zell, fu( we lche 



die Angaben zu machen waren, an Stelle der Prämienregulierung 
(Ziffer II 1) als nachzuzahlende Prämie einen Betrag in Höhe der für 
diese Zeit bereits bezahlten Prämie verlangen. Werden die Angaben 
nachtraglich, aber noch Innerhalb zweier Monate nach Empfang der 
Aufforderung zur Nachzahlung gemacht, so Ist der Versicherer 
verpflichtet, den etwa zuviel bezahlten Betrag der Prämie zurück­
zuerstatten. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen 
mit Prämienvorauszahlung für mehrere Jahre Anwendung. 

111. 1. Endet das Versicherungsverhaltnls vor Ablauf der Vertrags­
zeit oder wird es nach Beginn der Versicherung rückwirkend aufge­
hoben oder ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versi­
cherer Pramie oder Geschaftsgebühr nach Maßgabe der gesetz­
lichen Bestimmungen (z. B. §§ 40 und 68 VVG). 

Endet das VersicherungsverhältniS infolge Kündigung Im Schaden­
falle (§ 9 Ziffer II 1), so gebührt dem Versicherer der Teil der 
Prämie. welcher der abgelaufenen Versicherungszeit entspricht. 

2. War die Pramie auf mehrere Jahre vorausbezahlt, so ist der 
Berechnung des dem Versicherer zustehenden Betrages die Pramie 
zugrunde zu legen, die bei Vorauszahlung auf die Zelt, für welche 
dem Versicherer nach Ziffer 1 die Prämie gebuhrt, zu zahlen 
gewesen wäre. 

§ 9 Vertragsdauer. Kündigung 

I. Der Vertrag ist zunachst für die in dem Versicherungsschein 
festgesetzte Zelt abgeschlossen. Beträgt diese mindestens ein Jahr, 
so bewirkt die Unterlassung rechtswirksamer Kündigung eine 
Verlangerung des Vertrages jeweils um ein Jahr. Die Kündigung ist 
rechtswIrksam, wenn sie spatestens drei Monate vor dem Jewelhgen 
Ablauf des Vertrages schriftlich erklärt wird; sie soll durch einge· 
schriebenen Brief erfolgen. 

11. 1. Das Versicherungsverhaltnis kann nach Eintritt eines Vers" 
cherungsfalles gekundigt werden, wenn eine Zahlung auf Grund eines 
Versicherungsfalles geleistet oder der Haftpflichtanspruch 
rechtshangig geworden ist oder der Versicherungsnehmer mit einem 
von ihm geltend gemachten Versicherungsanspruch rechtskräftig 
abgewiesen ist. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem 
Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann mit sofortiger 
Wirkung oder zum Schluß der laufenden Versicherungsperiode 
kundigen. 

2. Das Recht zur Kündigung erlischt, wenn es nicht spatestens 
einen Monat, nachdem die Zahlung geleistet, der Rechtsstreit durch 
Klagezurücknahme, Anerkenntnis oder Vergleich beigelegt oder das 
Urteil rechtskräftig geworden ist, ausgeübt wird . 

111. 1 In den Fällen des § 6 Ziffer 2 und 3 kann der Versicherer 
dRn Vertrag innerhalb eines Monats nach erlangter Kenntnis mit 
einmonatiger Frist kündigen. 

2 . Verlegt der Versicherungsnehmer seinen WohnSitz Ins Ausland, 
so ist der Versicherer berechtigt, den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat zu kündigen. 

IV . Die Kündigung ist nur dann rechtzeitig erklärt, wenn sie dem 
Versicherer innerhalb der jeweils vorgeschriebenen Frist zugegangen 
ISI. 

V. Wenn versicherte Risiken vollständig und dauernd in Wegfall 
kommen. so erlischt die VerSicherung bezughch dieser Risiken. 

Kommt der Hauptberuf in Wegfall . so gilt für die Prämienbemessung 
von dem Zeitpunkt des Wegfalls an ein bisheriger Nebenberuf als 
Hauptberuf 

§ 10 Klagefrist 

Hat der VerSicherer den VerSIcherungsschutz abgelehnt. so ISt der 
bestnttene Versicherungsanspruch bei Meidung des Verlustes durch 
Erhebung der Klage binnen einer Frist von sechs Monaten geltend 
zu machen. Die Frist beginnt mit dem Tage. an dem der Anspruchs­
berechtigte durch eingeschriebenen Bnef unter Hinweis auf die 
Rechtsfolgen der Fristversäumung davon in Kenntnis gesetzt 
worden 'St, inwie\/lelt sein Anspruch auf VersicherungsSChutz 
bestritten Wird. 

§ 11 Anzeigen und Willenserklärungen 

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun­
gen sind schriftlich abzugeben und sollen an die Haupt­
verwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungs­
schein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeiChnete 
Geschäftsstelle gerichtet werden. Die Vertreter sind zu 
deren Entgegennahme nicht beVOllmäChtigt. 

IV. Besonderheiten für Rechtsanwälte und Notare 
(§§ 12 und 13) 

§ 12 Sozien 

1 Als Sozien gelten Rechtsanwalte bzw. Notare, die ihren Beruf 

nach außen hin gemeinschaftlich ausüben, ohne Rücksicht darauf, 

ob sie durch Gesellschaftsvertrag oder einen anderen Vertrag 

verbunden Sind, und bei Rechtsanwalten, ob sie am gleichen 

Gericht zugelassen sind oder nicht. 


2. Der Versicherungslall auch nur eines SOZIUS gilt als Verslche· 
rungsfall aller Sozien. Der Versicherer tritt fur diese zusammen 
mit einer einheitlichen DurChschnittSleistung ein. Dieser Durch­
schni ttsversicherungsschutz besteht (nach Maßgabe des § 7 
Ziffer 1) auch zugunsten eines Sozius, der Nichtversicherungs· 
nehmer 1St. 

Ein Ausschlußgrund nach § 4 oder ein Rechtsverlust nach § 3 Ii 8 
sowie nach § 6 Ziffer 1 und 2, der in der Person eines Sozius 
vorliegt, geht zu Lasten aller Sozien. Soweit sich ein Rechtsverlust 
nach § 6 Ziffer 1 an eine Unterlassung knüpft, wirkt das Tun eines 
Sozius zugunsten aller Sozlen. 

3 . Für die zu 2 erwähnte DurchschnittSleistung gilt folgendes: 
a) Die Leistung auf die Haftpflichtsumme ist in der Weise zu. 

berechnen, daß zunächst bei jedem einzelnen Sozius festgestellt 
wird, wieviel er vom Versicherer zu erhalten hätte, wenn er, 
ohne Sozius zu sein. allein einzutreten hätte (fiktive Leistung), 
und sodann die Summe dieser fiktiven Leistung durch die Zahl 
aller, auch der Nichtversicherungsnehmer, geteilt wird; 

b) bezüglich der Kosten sind die Bestimmungen 	In § 3 Ii 7 in 
sinngemaßer Verbindung mit den vorstehenden Bestimmungen 
anzuwenden. 

§ 13 Mitarbeiter 

Die Anstellung eines zuschlagspflichtigen ~J"tarbeiters. der nicht 
Sozius im Sinne des § 12 Ziffer 1 ISt. gilt als Erweiterung des 
versicherten Risikos nach § 8 11. 

Wird trotz Aufforderung die Anstellung eines Mitarbeiters nicht 
angezeigt, so verringert sich die Leistung des Versicherers, wie 
wenn der Mitarbeiter Sozius im Sinne des § 12 wäre. 

In Ansehung solcher Verstoße, die nach Bezahlung des Mltarbel' 
terzuschlags erfolgt sind, deckt die Versicherung Im Rahmen des 
Versicherungsvertrages auch Haftpfhchtanspruche, die unmittelbar 
gegen die Mitarbeiter erhoben werden (§ 7 Ziffer 1). 

V, Besonderheiten bei anderen Versicherungs­
nehmern (§§ 14-19) 

§ 14 Im allgemeinen 

I. Außer den in § 4 aufgeführten AnsprüChen sind bei anderen 
Versicherungsnehmern als - In freier Berufsausubung stehenden· 
Rechtsanwalten und Notaren weiter ausgeschlossen Ansprüche: 

1 	 aus § 69 Abgabenordnung; 

2. aus bankmaßigem Betnebe und bankmaßiger Tatigkeit (Scheck-, 
Wechsel-, Giro-, DepOSiten ·. f<ontokorrent·, Devlsen·Verkehr, 
Akkreditiv-Geschafte usw.); 

3. wegen Scheiden, die in Einbußen bel Darlehen und Krediten 
bestehen, welche das Rechtssubjekt erleidet, bel dem der Versl' 
cherungsnehmer oder VerSicherte als Beamter oder sonst 
angestellt ist, oder zu dem er Im Verhaltni s eines Vorstehers oder 
eines Mitgliedes eines Vorstands·. Verwaltungs , oder AufsIchts­
kollegiums steht. Dies gilt nicht. soweit die Einbußen verursacht 
sind durch Verstoße bel der Rechtsverfolgung. 
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11. Wenn andere VerSicherungsnehmer als Rechtsanwälte und 

Notare den versicherten Beruf in offener Sozietät betreiben, 

so findet die Bestimmung in § 12 entsprechende Anwendung. 


§ 15 Risikowegfall 

Wenn eine zur Berufsausubung des Versicherungsnehmers 
erlorderliche amtliche Zulassung aufgehoben wird, gilt das 
versicherte Risiko i. S. von § 9 V als weggefallen. 

§ 16 Patent-Anwälte 

1. Ausgeschlossen sind weiter (vgl. §§ 4, 14) Ansprüche aus der 
Vertretung in ausländischen Patentangelegenheiten und dem Verlust 
ausländischer Patente. 

2. Die Bestimmung In § 13 findet entsprechende Anwendung . 

§ 17 Auskunfteien 

Führen Auskünfte zu einem Strafverlahren, so ersetzt der Versicherer 
Im Rahmen und Umfang der Versicherung auch etwaige 
Verteidigungskosten (tarifmäßige Gebühren). 

Wird der Versicherungsnehmer auf Unterlassung der Erteilung einer 
bestimmten Auskunft verklagt, so übernimmt der Versicherer die 
Kosten einer solchen Prozeßführung gemäß § 3 11 7. 

§ 18 Entfällt. 

§ 19 Versicherungsnahme zugunsten von Beamten und 
Angestellten 

1. Bei der Versicherung des jeweiligen Inhabers einer Stelle gilt 
Im Falle völliger dienstlicher Verhinderung des Versicherten statt 
seiner sein Stellvertreter als versichert. 

2. Wenn In die Stelle eines unter Namensnennung Versicherten ein 
anderer tritt, so gilt dieser als versichert, sofern die Veränderung 
dem Versicherer innerhalb eines Monats angezeigt wird. Dies findet 
keine Anwendung, wenn die Stelle geteilt wird, so daß zwei oder 
mehrere Personen In sie eintreten. 

3. Ansprüche des Versicherungsnehmers selber sind entgegen § 7 
Ziffer 2 eingeschlossen. Das gilt jedoch insoweit nicht, als der 
Versicherungsnehmer, wenn er selber mltversichert ist, wegen 
eines gegen ihn selbst durchgesetzten Haftpflichtanspruchs eines 
Dritten gegen die Beamten und Angestellten Rückgriff nimmt. 

4. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Ansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer. Es gilt jedoch durch die Versicherung, die 
elOe Sparkasse lür Ihre Kollegien und Beamten nimmt, die Spar­
kasse selber für Ansprüche mitversichert, die aus Verstößen der 
versicherten Personen von Dritten erhoben werden, und zwar in 
dem Rahmen, in dem die versiCherten Personen ihrerseits 
VerSicherungsschutz genießen würden, falls sie unmittelbar 
verantwortlich wären . 

; 3 hJ . '.a· - ~ooc 



~ GERLING-KONZERN Allgemeine Bedingungen 
~ RECHTSSCHUTZ VERSICHERUNGS-AKTIENGESELLSCHAFT für die 

Rechtsschutzversicherung (ARB) 

1. Tell 	 Allgemeine Bestimmungen 

A. 	Der Versicherungsschutz 

§ 	1 Gegenstand 

(1) Der Versicherer sorgt nach Eintrill eines Versicherungsfalles 
für die Wahrnehmung der rechllichen Interessen des Versiche­
rungsnehmers, soweit sie notwendig ist, und trägt die dem Ver­
sicherungsnehmer hierbei entstehenden Kosten. Die Wahrneh­
mung rechtlicher Interessen ist notwendig, wenn sie hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. 

(2) Der Versicherungsschutz bezieht sich auf die im Versiche­
rungsschein und in seinen Nachträgen bezeichneten Wagnisse. 
und zwar nach Maßgabe der Besonderen Bestimmungen der 
§§ 21-29. 

§ 2 Umfang 

(1) 	 Der Versicherer trägt 

a) 	 die gesetzliche Vergütung eines für den Versicherungsnehmer 
tätigen Rechtsanwaltes. Dieser muß in den Fällen der Verteidi­
gung wegen Verletzung· einer Vorschrift des Straf-, Ordnungs­
widrigkeiten-, Disziplinar- oder Standesrechtes und der Wahr­
nehmung rechtlicher Interessen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Berlin am Ort des zu­
ständigen Gerichtes wohnhaft oder bei diesem Gericht zu­
gelassen sein. 
In allen anderen Fällen ist es nicht erforderlich, daß der 
Rechtsanwalt am Ort des zuständigen Gerichtes wohnhaft oder 
bei diesem Gericht zugelassen ist; in diesen Fällen trägt der 
Versicherer die gesetzliChe Vergütung jedoch nur, soweit sie 
auch bei Tätigkeit eines am Ort des zuständigen Gerichtes 
wohnhaften oder bel diesem Gericht zugelassenen Rechts­
anwaltes entstanden wäre. Wohnt der Versicherungsnehmer 
mehr als 100 km vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt 
eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Interessen, trägt der 
Versicherer auch weitere Rechtsanwaltskosten bis zur Höhe 
der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der ledig­
lich den Verkehr des Versicherungsnehmers mit dem Prozeß­
bevollmächtigten führt; 

b) 	 die Vergütung aus einer Honorarvereinbarung des Versiche­
rungsnehmers mit einem für ihn tätigen Rechtsanwalt, soweit 
die gesetzliche Vergütung, die ohne Honotarvereinbarung ent­
standen wäre, vom Versicherer im Rahmen von a) getragen 
werden müßte; 

c) 	 die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeu­
gen und Sachverständige, die vom Gericht hetangezogen wer­
den, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers. In Schieds­
verfahren einschließlich der Verfahren zur Erlangung eines 
vollstreckbaren Titels werden die Kosten des Schiedsgerichtes 
nur bis zur eineinhalbfachen Höhe der Kosten, die vor dem 
zuständigen staatlichEm Gericht erster Instanz zu übernehmen 
wären, getragen; . 

d) 	 die Gebühren und Auslagen in Verfahren vor Verwaltungs­
behörden einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die von der Verwaltungsbehörde heran­
gezogen werden, sowie die Kosten der Volistreckung im Ver­
waltungswege; 

e) 	 die Kosten des für die Verteidigung erforderlichen Gutachtens 
eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen in 
Verfahren wegen Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vor­
schrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtas; 

f) 	 die Kosten, die außerhalb der Bundesreplfblik Deutschland 
einschließlich des Landes Berlin vom Versicherungsnehmer 
aufgewendet werden müssen, um einstweilen von Strafverfol­
gungsmaßnahmen verschont zu bleiben (Kaution); 

g) 	 die dem Gegner bei der Wahrnehmung seiner rechtlichen 
Interessen entstandenen Kosten, soweit der Versicherungs­
nehmer zu. deren Erstallung verpflichtet ist. 

(2) Der Versicherer hat die Leistungen nach Absatz 1 zu erbrin­
gen, sobald der Versicherungsnehme.r wegen der Kosten In. An­
spruch genommen wird. 

(3) 	 Der Versicherer trägt nicht 

a) 	 die Kosten, die aufgrund einer gütlichen Erledigung, insbeson­
dere eines Vergleiches, nicht dem Verhältnis des Obsiegens 
zum Unterliegen entsprechen oder deren Übernahme durch 
den Versicherungsnehmer nach der Rechtslage nicht erforder­
lich ist; 

b) 	 die Kosten der Zwangsvollstreckung für mehr als drei Anträge 
auf Vollstreckung oder Vollstreckungsabwehr je Vollstreckungs­
titel und die Kosten für solche Anträge, soweit diese später als 
fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels gestellt 
werden; 

c) 	 die Kosten, zu deren Übernahme ein Driller aufgrund anderer 
als unterhaltsrechllicher Vorschriften verpflichtet ist, soweit 
keine Erstallungsansprüche auf den Versicherer übergegangen 
sind oder der Versicherungsnehmer nicht nachweist, daß er 
den Dritten vergeblich schriftlich zur Zahlung aufgefordert hat; 

d) 	 die Kosten, zu deren Übernahme ein Dritter verpflichtet wäre, 
wenn keine Rechtsschutz-Versicherung bestünde; 

e) 	 die Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren über­
nahme nur deshalb verpflichtet ist, weil der Gegner Forderun­
gen durch Widerklage gelten.d macht oder zur Aufrechnung 
stellt, für deren Abwehr entweder nach diesen Bedingungen kein 
Versicherungsschutz zu gewähren Ist oder ein Driller die 
Kosten zu tragen hat, die dem Versicherungsnehmer entstehen. 

(4) Für die LeistlHlgen des Versicherers bildet die vereinbarte 
Versicherungssumme die Höchstgrenze bel jedem Vers icherungs­
fall, wobei die Leistungen für den Versicherungsnehmer und für 
die mitversicherten Personen zusammengerechnet werden. Das 
gleiche gilt für Leistungen aufgrund mehrerer Versicherungsfälle, 
die zeitlich und ursächlich zusammenhängen. Übersteigen die 
Kosten voraussichllieh die Versicherungssumme, Ist der Ver­
sicherer berechtigt, die Versicherungssumme unter Anrechnung 
der bereits geleisteten Beträge zu hinterlegen oder an den Ver­
sicherungsnehmer zu zahlen. 

§ 	3 örtlicher Geltungsbereich 

Versicherungsschutz wird gewährt für Versicherungsfälle, die in 
Europa und den außereuropäischen Anliegerstaaten des Millel ­
meeres eintreten, soweit für die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers der Gerichtsstand in die­
sem Gebiet gegeben ist. 

§ 	 4 Allgemeine RIsikoausschlüsse 

(1) Der Vericherungsschutz bezieht sich nicht auf die Wahrneh­
mung rechtlicher Interessen 

a) 	 die unmillelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit Kriegs­
ereignissen, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Un­
ruhen, Streiks, Aussperrungen oder Erdbeben stehen; 

b) 	 die unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit Nuklear­
schäden durch Kernreaktoren oder mit genetisChen Schäden 
aufgrund radioaktiver Strahlen stehen; 

c) 	 aus dem Bereich des Rechtes der Handelsgesellschaften, der 
Genossenschaften und der bergrechtlichen Gewerkschaften; 

d) 	 aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer 
Personen; 

e) 	 aus dem Bereich des Patent- und Urheberrechtes, des Waren­
zeichen-, Geschmacksmuster- und Gebrauchsmus terrechtes 
und sonstigen Rechtes aus geistigem Eigentum sowie de~ 
Kartellrechtes und bei der Geltendmachung oder Abwehr von 
Unterlassungsansprüchen aus dem Bereich des Wettbewerbs-, 
des Rabatt- und des Zugaberechtes; 

f) 	 aus dem Bereich des Handelsvertreterrechles; 

g) 	 aus Spiel-und Wettverträgen ; 

h) 	 aus Bürgschafts-, Garantie-, Schuldübernahme- und VersIche­
rungsverträgen aller Art; 

i) 	 aus dem Bereich des Familienrechtes und des Erbrechtes; 
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k) 	 die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Planung, ErrIch­
tung oder genehmigungspflichtigen baulichen Veränderung 
eines im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers 
befindlichen oder von diesem zu erwerbenden Gründstückes, 
Gebäudes oder Gebäudeteiles stehe'n; 

I) 	 aus Bergbauschäden an Grundstücken ; 

m) aus dem Bereich des Kirchenrechtes; 

n) 	 aus dem Bereich des Steuer- und sonstigen Abgaberechtes; 

0) 	 in Verfahren vor Verfassungsgerichten sowie vor internationa­
len und supranationalen Gerichtshöfen; 

p) 	 in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 

q) 	 im Zusammenhang mit einem über das Vermögen des Ver­
sicherungsnehmers beantragten Konkurs- oder Vergleichs­
verfahren; 

r) 	 Im Zusammenhang mit Planfeststellungs-, Flurbereinigungs-, 
Umlegungs- und Enteignungs-Angelegenheiten, 

(2) Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz ist die Wahrneh­
mung rechtlicher Interessen 

a) 	 aufgrund von Versicherungsfällen, die der Versicherungs­
nehmer vorsätzlich und rechtswidrig verursacht hat, es sei 
denn, daß es sich um Ordnungswidrigkeiten handelt; 

b) 	 aus Ansprüchen, die nach Eintritt des Versicherungsfalles auf 
den Versicherungsnehmer übertragen worden sind; 

c) 	 aus Ansprüchen Dritter, die vom Versicherungsnehmer im 
eigenen Namen geltend gemacht werden, 

(3) 	 Wird dem Versicherungsnehmer vorgeworfen, 

a) 	 eine Vorschrift des Strafrechtes verletzt zu haben,besteht nur 
dann Versicherungsschutz, wenn ihm ein Vergehen zur Last 
gelegt wird, das sowohl vorsä.tzlich als auch fahrlässig began­
gen werden kann. Versicherungsschutz besteht, solange dem 
Versicherungsnehmer ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen 
wird oder wenn keine rechtskräftige Verurteilung wegen Vor­
satzes erfolgt. Diese Regelung gilt auch für Rauschtaten (§323a 
Strafgesetzbuch), es sei denn, daß die im Rausch begangene, 
mit Strafe bedrohte Handlung ohne Rausch nur vorsätzlich 
begangen , werden kann; 

b) 	 eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben, die den 
Tatbestand der Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift 
erfüllt, besteht nur dann kein Versicherungsschutz, wenn 
rechtskräftig festgestellt wird, daß der Versicherungsnehmer 
die Straftat vorsätzlich begangen hat. Für Rauschtaten (§323a 
Strafgesetzbuch) besteht Versicherungsschutz auch dann nicht, 
wenn die im Rausch begangene Verletzung einer verkehrs­
rechtlichen Vorschrift nach der Begründung des rechtskräf­
tigen Urteiles ohne Rausch eine mit Strafe bedrohte Handlung 
gewesen wäre, die nur vorsätzlich begangen werden kann, 

(4) Für Versicherungsfälle, die dem Versicherer später als zwei 
Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrages für das be­
troffene Wagnis gemeldet werden, besteht kein Versicherungs­
schutz. 

B. Das Versicherungsverhältnis 

§ 5 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt, wenn nicht ein späterer Zeit­
punkt vereinbart ist, mit der Zahlung der Erstprämie (Einlösung 
des Versicherungsscheines), Wird die Erstprämie erst nach dem 
als Vertragsbeginn vereinbarten Zeitpunkt nach Aufforderung 
rechtzeitig gezahlt, beginnt der Versicherungsschutz zu dem ver­
einbarten Zeitpunkt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt hiervon 
unberührt, 

§ 6 Vorläufige Deckung 

(1) Bereits bei Stellung des Versicherungsantrages kann verein­
bart werden, daß der Versicherungsschutz vor Einlösung des 
Versicherungsscheines beginnt. Hierfür bedarf es einer entspre­
chende,n schriftlichen Zusage des Versicherers oder einer hierzu 
bevollmächtigten Person'. 

(2) Die vorläufige Deckung endet mit dem Eingang der 'Erklärung 
des Versicherers bei dem Versicherungsnehmer, daß er den An­
trag auf Abschluß des Versicherungsvertrages ablehnt; sie endet 
auch, wenn der Versicherungsnehmer einem vom , Antrag ab­
weichenden Versicherungsschein widerspricht. In diesen Fällen 
gebührt dem Versicherer die anteilige Prämie bis zur Beendigung 
der vorläufigen Deckung. " 

(3) Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend auBer Kraft, wenn der 
Antrag angenommen, die erste Prämie aber nicht innerhalb von 

.zwel 	Wochen nach Vorlage oder Übersendung des VersIcherungs­
scheines bei dem Versicherer eingegangen' ist. Weicht der dem 
Versicherungsnehmer zugesandte Versicherungsschein vom Inhalt 
des Antrages ab und gilt die Abweichung als genehmigt, weil der 
Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monates nach Erhalt 
des Versicherungsscheines widersprochen hat, tritt die vorläufige 
Deckung rückwirkend außer Kraft, wenn der Versicherungsschein 
nicht innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Monatsfrist 
eingelöst wird. 

§ 7 Prämienzahlung 

(1) Die Prämien sind Jahresprämien und im voraus für ein Jahr zu 
zahlen. Es kann Zahlung in vorauszuzahlenden Raten vereinbart 
werden; die zunächst nach dieser Vereinbarung nicht fälligen 
Teile der Jahresprämie sind gestundet. Bei Ratenvereinbarungen 
gilt nur die erste Rate der Erstjahresprämie als Erstprämie. Gerät 
der Versicherungsnehmer mit einer Rate, die Folgeprämie ist, in 
Verzug, kann der Versicherer Zahlung der weiteren gestundeten 
Raten der Jahresprämie verlangen; die Stundung gilt damit als 
aufgehoben. 

(2) Folgeprämien sind jeweils am 1. des Fälligkeitsmonates zu 
zahlen. 

(3) Rückständige Folgeprämien können später als ein Jahr nach 
ihrer Fälligkeit nicht mehr gerichtlich geltend gemacht werden, 
auch wenn sich der Versicherungsnehmer nicht auf den Frist­
ablauf beruft. 

(4) Erfüllungsort für Prämienzahlungen ist der Verwaltungssitz 
des Versicherers. 

§ 8 Vertragsdauer 

Der Vertrag wird für die im Versicherungsschein vereinbarte Zeit 
abgeschlossen. Bei einer Versicherungsdauer von mindestens 
einem Jahr verlängert sich der Vertrag stillschweigend jeweils um 
ein .,Jahr, wenn er nicht drei Monate vor Ablauf der Versicherungs­
dauer gekündigt worden ist. Beträgt die Versicherungsdauer 
weniger als ein Jahr, endet der Vertrag mit Ablauf der vereinbar­
ten Zeit, ohne daß es einer Kündigung bedarf. 

§ 9 Erhöhung und Verminderung der Gefahr 

(1) Tritt nach Vertragsabschluß ein für die Übernahme der Gefahr 
erheblicher Umstand ein, der nach den für den Geschäftsbetrieb 
des Versicherers maßgebenden Grundsätzen eine höhere als die 
vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherer die sich aus 
der höheren Gefahr ergebende Prämie vom Eintritt dieses Um­
standes an verlangen . 

(2) Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des 
Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen eine höhere 
Prämie nicht übernommen, kann der Versicherer innerhalb eines 
Monates von dem Zeitpunkt an, in welchem er von dem für die 
höhere Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis erlangt ,hat, den 
Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
einem Monat kündigen. 

(3) Tritt nach VertragsabschluB ein für die Übernahme der Gefahr 
erheblicher Umstand ein, der nach den für den Geschäftsbetrieb 
des Versicherers maßgebenden Grundsätzen eine geringere a,ls 
die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherungsneh­
mer verlangen, daß die Prämie vom Eintritt dieses Umstandes an 
herabgesetzt wird. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Um­
stand dem Versicherer später als einen Monat nach dessen Ei n­
tritt an, wird die Prämie vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt. 

(4) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines 
Monates nach Zugang einer Aufforderung die zur Prämienberech­
nung erforderlichen Angaben zu machen. Unrichtige oder unter­
bliebene Angaben zum Nachteil des Versicherers berechtigen 
diesen, die Leistungen nur insoweit zu erbringen, als es dem Ver­
hältnis der vereinbarten Prämie zu der Prämie entspricht, die bei 
richtigen und vollständigen Angaben hätte gezahlt werden müs­
sen. D'iese Kürzung der Leistungen tritt nicht ein, wenn der Ver­
sicherungsnehmer beweist, daß die Unrichtigkeit oder das Unter­
bleiben der Angaben nicht auf seinem Verschulden beruht. 

§ 10 Wagniswegfall 

Fällt eines von mehreren Wagnissen weg, beschränkt sich der 
Versicherungsschutz auf die verbleibenden Wagnisse. In diesem 
Fall steht die anteilige Prämie für das weggefallene Wagnis dem 
Versicherer bis zum Wagniswegfall zu. Zeigt der Versicherungs­
nehmer den Wagniswegfall später als einen Monat nach dessen 
Eintritt dem Versicherer an, gebührt ihm die anteilige Prämie für 
das weggefallene Wagnis bis zum Eingang der Anzeige. 



§ 11 Rechtsstellung dritter Personen 

(1) Dritten natürlichen Perllonen, denen kraft Gesetzes aus der 
Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Ver­
sicherungsnehmers eigene Schadenersatzansprüche zustehen, 
wird für die Geltendmachung dieser Ansprüche Versicherungs­
schutz gewährt. ' 

(2) Die Ausübung der Rechte des Versicherungsnehmers und der 
mitversicherten Personen aus dem Versicherungsvertrag steht, 
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, ausschließlich dem Ver­
sicherungsnehmer zu; der Versicherer Ist jedoch berechtigt, den 
mitversicherten Personen Versicherungsschutz zu gewähren, so­
lange der Versicherungsnehmer nicht widerspricht. Ausgeschlos­
sen vom Versicherungsschutz ist die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen mitversicherter Personen untereinander und gegen den 
Versicherungsnehmer. 

(3) Alle hinsichtlich des Versicherungsnehmers geltenden Bestim­
mungen sind sinngemäß für und gegen die in Absatz 1 und Ab­
satz 2 genannten Personen anzuwenden; unabhängig hiervon bleibt 
neben ihnen der Versicherungsnehmer für die Erfüllung von Ob­
liegenheiten verantwortlich . , 

§ 12 Anzeigen und Erklärungen 

Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers sind schrift ­
lich abzugeben und sollen an die Hauptverwaltung des Versiche­
rers gerichtet werden . 

§ 13 Gerichtsstand 

Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhällnis gegen den Ver­
sicherer erhoben werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständig­
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für das jeweilige 
Versicherungsverhältnis zuständigen Niederlassung. Hat ein Ver­
sicherungsagent den V~rtrag vermittelt oder abgeschlossen, ist 
auch das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit 
der Vermittlung oder des Abschlusses seine gewerbliche Nieder­
lassung oder bei Fehlen einer gewerblichen Niederlassung seinen 
Wohnsitz hatte. 

C. 	Der Versicherungsfall 

§ 14 Eintritt des Versicherungsfalles 

(1) Bei Schadenersatzansprüchen aufgrund gesetzlicher Haft­
pflichtbestimmungen gilt als Versicherungsfall der Eintritt des dem 
Anspruch zugrunde liegenden Schadenereignisses.Als Schaden­
ersatzansprüche , aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
gelten nicht die Ansprüche auf die an die Stelle der Erfüllungs­
leistu,ng tretende Ersatzleistung , 

(2) In den Fällen, in denen dem Versicherungsnehmer die Ver­
letzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Diszi­
plinar- oder Standes rechtes vorgeworfen wird, gilt der Versiche­
rungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem der Versiche­
rungsnehmer begonnen hat oder begonnen haben soll, die Vor­
schrift zu verletzen. Bei Verfahren wegen Einschränkung, Entzuges 
oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis gilt das gleiche, soweit 
die Fahrerlaubnis im Zusammenharig mit der Verletzung einer 
Vorschrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtes einge­
schränkt oder entzogen worden ist. 

(3) In allen übrigen Fällen gilt der Versicherungsfall in dem Zeit­
punkt als eingetreten, in dem der Versicherungsnehmer, der 
Gegner oder ein Dritter begonnen hat oder begonnen haben soll, 
gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften zu verstoßen. Bei 
mehreren Verstößen Ist der erste adäquat ursächliche , Verstoß 
maßgeblich, wobei tatsächliche oder behauptete Verstöße, die 
länger als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsvertrages für das 
betroffene Wagnis zurückliegen, für die Feststellung des Versiche­
rungsfalles außer Betracht bleiben. Liegt der tatsächliche oder 
behauptete Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften 
innerhalb von drei Monaten nach Versicherungsbeginn oder löst 
eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor oder innerhalb 
\Ion drei Monaten nach Versicherungsbeginn' vorgenommen wird, 
den Versicherungsfall aus, besteht kein VersicherungSSChutz. 

§ 15 Obliegenheiten nach dem Versicherungsfall 

(1) 	 Begehrt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, hat er 

a) 	 den Versicherer unverzüglich vollständig und wahrheitsgemäß 
über sämtliche Umstände des Versicherungsfalles zu unter­
richten sowie Beweismittel und Unterlagen anzugeben und auf 
Verlangen zur Verfügung zu stellen: 

b) 	 dem mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten 
Rechtsanwalt Vollmacht zu erteilen sowie diesen vollständig 
und wahrheitsgemäß über die , Sachlage zu unterrichten, ihm 
die Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu er­
teilen und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen; 

c) 	 dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand des 
Verfahrens zu geben und gegebenenfalls die erforderlichen 
Maßnahmen zur weiteren Aufklärung des Sachverhaltes zu 
ergreifen; 

d) 	 soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 

aal vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einzu­
klagen und die etwa nötige gerichlliehe Geltendmachung 
der restlichen Ansprüche bis zur Rechtskraft der Entschei­
dung über die Teilansprüche zurückzustellen; 

bb) 	vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gericht­
lichen Verfahrens aufgrund desselben Versicherungsfalles 
abzuwarten, das tatsächliche oder ' rechtliche Bedeutung 
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann; 

ce) Maßnahmen, die Kosten auslösen, insbesondere Erhebung 
von Klagen und Einlegung von Rechtsmitteln mit dem Ver­
sicherer abzustimmen und alles zu vermeiden, was eine 
unnötige Erhöhung der Kosten oder eine Erschwerung 
ihrer Erstattung durch die Gegenseite verursachen könnte; 

e) 	 dem Versicherer unverzüglich alle ihm zugegangenen Kosten­
rechnungen von Rechtsanwälten, Sachverständigen und Ge­
richten vorzulegen. 

(2) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genann­
ten Obliegenheiten, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, es sei denn, daß die Verletzung ' weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Ver­
letzung bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, 
als die Verletzung Einfluß weder auf die Feststellung des Ver­
sicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistungen gehabt hat. 

§ 16 Benennung und Beauflragung des Rechtsanwaltes 

(1) Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, dem Versicherer einen 
Rechtsanwalt zu Benennen, der seine Interessen wahrnehmen soll 
und dessen gesetzliche Vergütung der Versicherer gemäß § 2 Ab­
satz 1 a) zu tragen hat. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
auch verlange"" daß der Versicherer einen solchen Rechtsanwalt 
bestimmt. Der Versicherer muß seinerseits einen Rechtsanwalt 
bestimmen, wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt 
benannt hat und die Beauftragung eines Rechtsanwaltes im Inter­
esse des Versicherungsnehmers notwendig ist. 

(2) Der Rechtsanwalt wird durch den Versicherer namens und im 

Auftrage des VersiCherungsnehmers beauftragt. 


(3) Beauftragt der Versicherungsnehmer selbst einen Rechts­
anwalt, für den der Versicherer gemäß § 2 Absatz 1 a) die gesetz­
liche Vergütung zu tragen hätte, ist der Versicherer von der Ver­
pflichtung zur Leistung frei, wenn er nicht unverzüglich von dieser 
Beauftragung unterrichtet wird und gleichzeitig die Verpflichtun­
gen gemäß § 15 Absatz 1 a) erfüllt werden. § 15 Absatz 2 gilt ent­
sprechend. 

(4) Der Rechtsanwalt trägt dem Versicherungsnehmer gegenüber 
die Verantwortung für die Durchführung seines Auftrages. Der 
Versicherer ist für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes nicht ver­
antwortlich . 

§ 17 Prüfung der Erfolgsaussichten 

(1) Ist der Versicherer der Auffassung, daß die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers keine hin­
reichende Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint, kann 
er seine Leistungspflicht verneinen. Dies hat er dem Vers icherungs­
nehmer unter Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich mitzu­
teilen. Wird dem Versicherungsnehmer die Verletzung einer Vor­
schrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtes vo rgeworfen, 
prüft der Versicherer die Erfolgsaussichten der Verte idigung in 
den Tatsacheninstanzen nicht. 

(2) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 
verneint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des 
Versicherers nicht zu, kann der Versicherungsnehmer den für ihn 
tätigen oder noch z\l beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des 
Versicherers veranlassen, diesem gegenüber eine begründete 
Stellungnahme darüber abzugeben, daß die Wahrnehmung seiner 
rechtlichen .Interessen hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und 
nicht mutwillig erscheint. Die Entscheidung des Rech tsanwaltes 
Ist fürbeioe Teile bindend, es sei denn ,daß sie offenbar von der 
wirklichen Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht. 



(3) Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von 
mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versicherungs­
nehmer den Rechtsanwalt volls'tändig und wahrheitsgemäß über 
die Sachlage zu unterrichten und die 'Beweismittel anzugeben hßt, 
damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 2 abgeben kann. 
Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht inner­
halb der vom Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt' der Ver­
sicherungsschutz. Der Versicherer ist verpllichtet, den Versiche­
rungsnehmer ausdrücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene 
Rechtsfolge hinzuweisen. 

§ 18 	Klagefrist 

Lehnt der Versicherer den Versicherungsschutz ab oder behauptet 
der Versicherungsnehmer, daß die gemäß § 17 Absatz 2 getroffene 
Entscheidung des Rechtsanwaltes offenbar von der wirklichen 
Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht, kann der Versiche­
rungsnehmer den Anspruch auf Versicherungsschutz nur inner­
halb von sechs Monaten gerichtlich geltend machen. Die Frist 
beginnt erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
die Ablehnung des Versicherungsschutzes oder die gemäß § 17 
Absatz 2 getroffene Entscheidung des Rechtsanwaltes schriftlich 
mitgeteilt hat, und zwar unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist 
verbundenen Rechtsfolge. 

§ 19 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

(1) Lehnt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles 
'den Versicherungsschutz ab, ist der Versicherungsnehmer berech­
tigt, den Versicherungsvertrag frisllos oder zum Ende der laufen­
den Versicherungsperiode zu kündigen . Das gleiche Recht hat der 
Versicherungsnehmer auch dann, wenn er für außergerichtliche 
Verfahren oder für gerichtliche Verfahren spätestens während der 
ersten Instan:/; erstmalig Versicherungsschutz begehrt und der 
Versicherer die Notwendigkeit der Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers verneint, der für den Ver­
sicherungsnehmer tätige Rechtsanwalt sie dagegen bejaht. Ist der 
Rechtsanwalt vom Versichere'r benannt und verneint er die Not­
wendigkeit der Wahrnehmung der rechtlichen Interessen, kann 
der Versicherungsnehmer gleichwohl kündigen, wenn er inner­
halb eines Monates nach Kenntnis der ablehnenden EntSCheidung 
des Rechtsanwaltes die Stellungnahme eines weiteren Rechts­
anwaltes beibringt, welcher die Notwendigkeit bejaht. Die Kündi­
gung Ist nur innerhalb eines Monates nach Zugang der Ablehnung 

des Versicherungsschutzes beziehungsweise nach Zugang der 
bejahenden Stellungnahme des vom Versicherungsnehmer be­
nannten Rechtsanwaltes zulässig. 

(2) 'Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens 
zwei in einem Kalenderjahr eingetretene Versicherungsfälle, ist er 
innerhalb eines Monates nach Anerkennung der Leistungspflicht 
für den zweiten oder jeden weiteren Versicherungsfall berechtigt, 
den Versicherungsvertrag mit einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. 

(3) Dem Versicherer gebührt die anteilige Prämie bis zur Beendi­
gung des Versicherurigsvertrages. 

§ 20 	Abtretung, Erslattung von Kosten und VersIcherungsleistun­
gen 

(1) Versicherungsansprüche können, solange sie nicht dem 
Grunde und der Höhe nach endgültig festgestellt sind, weder ab­
getreten noch verpfändet werden, es sei denn ,daß sich der Ver­
sicherer hiermit schriftlich einverstanden erklärt. 

(2) Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von Be­
trägen, die der Versicherer für ihn geleistet hat, gehen mit ihrer 
Entstehung auf den Versicherer über. Bereits an den Versiche­
rungsnehmer zurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer zu 
erstatten. 

(3) Der Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der Gel­
tendmachung eines auf ihn übergegangenen Kostenerstattungs­
anspruches gegen einen Dritten zu unterstützen. Er hat ihm ins­
besondere auf Anforderung die zum Nachweis des Forderungs­
überganges benötigten Beweismittel auszuhändigen. 

(4) Wird der Versicherungsnehmer wegen vorsätzlicher Verletzung 
einer Vorschrift des Strafrechtes rechtskräftig verurteilt und ist der 
Versicherungsschutz deshalb gemäß § 4 Absatz 3 ausgeschlossen, 
ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen 
verpflichtet, die der Versicherer für ihn erbracht hat, nachdem 
dem Versicherungsnehmer ein vorsätzliches Verhalten zur Last 
gelegt wurde. Zur Rückzahlung der vom Versicherer gemäß § 2 
Absatz 1 f) erbrachten Leistungen (Kaution) ist der Versicherungs­
nehmer verpflichtet, soweit diese Leistungen als Strafe, Geldbuße 
oder als Sicherheit für die Durchsetzung der gegen den Versiche­
rungsnehmer erhobenen Schadensersatzansprüche einbehalten 
werden oder wenn die Kaution verfällt. 



2. Teil 	 Besondere Bestimmungen 

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer in seiner 
Eigenschaft als Eigentümer, Hailer oder Insasse aller bei Vertrags­
abschluß und während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen 
Fahrzeuge und als Fahrer von Fahrzeugen gewährt. Der Versiche­
rungsschutz erstreckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft 
als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf den 
Versicherungsnehmer zugelassenen Fahrzeuge. 

(2) Der Versicherungsschutz kann auf die Eigenschaft des Ver­
sicherungsnehmers als Eigentümer, Haller oder Insasse aller bei 
Vertragsabschluß und während der Vertragsdauer auf ihn zu­
gelassenen gleichartigen Fahrzeuge sowie als Fahrer fremder, 
nicht auf ihn zugelassener Fahrzeuge beschränkt werden. Als 
gleichartige Fahrzeuge gellen jeweils Krafträder, Personenkraft­
und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge, Omni­
busse, Anhänger einschließlich Wohnwagen, Schiffe sowie Flug­
zeuge. In diesem Falle erstreckt sich der Versicherungsschutz 
auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder 
berechtigte Insassen der auf den Versicherungsnehmer zugelas­
senen gleichartigen Fahrzeuge. 

(3) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger. 

(4) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a) 	 die Gellendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b) 	 die Wahrnehmung rechtJlcher Interessen aus schuld rechtlichen 
Verträgen; 

cl 	die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- oder 
Ordnungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei 
Geldstrafen und -bußen über 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
sicherungsfall ; 

d) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchsver­
fahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent­
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren 
vor Verwallungsgerichten aus den gleichen Gründen. 

(5) Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
auf die Leistungen gemäß Absatz 4 a) und b), gemäß Absatz 4 a), 
c) und d) oder gemäß Absatz 4 c) und d) beschränkt werden. 

(6) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
wenn der Fahrer bei Eintritt des ' Versicherungsfalles nicht die 
vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges 
nicht berechtigt war oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen 
war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für diejenigen ver­
sicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub­
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem 
Fehlen der Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten. 

(7) Der Versicherungsnehmer Ist verpflichtet, innerhalb eines 
Monates nach Zugang einer Aufforderung dem VerSicherer die 
Zulassung jedes, im Falle des Absatzes 2 jedes gleichartigen, bis­
her nicht gemeldeten Fahrzeuges anzuzeigen. Tritt ein Versiche­
rungsfall ein und ist die Zulassung des betroffenen Fahrzeuges 
trotz Aufforderung noch nicht angezeigt, ist für das Fahrzeug, für 
das die Anzeige unterlassen wurde, der Versicherungsschutz aus­
geschlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach­
weist, daß das Fahrzeug nach Abschluß des Versicherungsvertra­
ges zugelassen wurde und der Versicherungsfall zu einem Zeit­
punkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht ver­
strichen 'war. 

(8) Ist ein auf den Versicherungsnehmer zugelassenes Fahrzeug 
weniger als fünf Monate stillgelegt und bel der Zulassungsstelle 
abgemeldet, findet § 9 Absatz 3 keine Anwendung . Wird ein Fahr­
zeug, das länger als fünf Monate stillgelegt und abgemeldet war, 
wieder zugelassen, gilt Absatz 7 Satz 1 entsprechend. 

(9) Ist der Versicherungsnehmer seit mindestens sechs Monaten 
nicht mehr Eigentümer oder Haller von Fahrzeugen, kann er, soweit 
er nicht von seinem Recht gemäß § 9 Absatz 3 Gebrauch macht, 
verlangen, daß der Versicherungsvertrag ab dem Zeitpunkt auf­
gehoben wird, seit dem der Versicherungsnehmer nicht mehr 
Eigentümer oder ,Halter ,von' Fahrzeugen ist. Stellt der Versiche­
rungsneh'mer diesen Antrag später als einen Monat nach Ablauf 
des in Satz 1 genannten MindestzeitraiJmes von sechs Monaten, 
ist der Versicherer verpflichtet, den Versicherungsvertrag zu dem 
Zeitpunkt aufzuheben, in dem der Antrag bei ihm eingeht. Dem' 

Versicherer gebührt die anteilige Prämie bis zur Aufhebung des 
Versicherungsvertrages. 

§ 22 Fahrzeug-Rechtsschutz 

(1) Versicherungs5chutz wird für das im Versicherungsschein be­
zeichnete Fahrzeug dem Eigentümer, Haller, Mieter, Entleiher 
sowie dem berechtigten Fahrer und den berechtigten Insassen 
jeweils in dieser Eigenschaft gewährt. 

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger. 

(3) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a) 	 die Gellendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen 
Verträgen; 

c) 	 die Verteidigung In Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer v!Hkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- oder 
Ordnungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei 
Geldstrafen und -bußen über 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
sicherungsfall ; 

d) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchsver­
fahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent­
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren 
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen. 

(4) Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
auf die Leistungen gemäß Absatz 3 a), gemäß Absatz 3 a) und b), 
gemäß Absatz 3 a), c) und d) oder gemäß Absatz 3 c) und d) 
beschränkt werden. 

(5) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn der Fahrer bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht die vor­
geschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges 
nicht berechtigt war oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen 
war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für diejenigen ver­
sicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub­
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem 
Fehlen der Zulassung ohne Verschulden keine Kenntn is hatten. 

(6) Wird das versicherte Fahrzeug länger als fünf Monate still ­
gelegt und bei der Zulassungsstelle (lbgemeldet, kann der Ver­
sicherungsnehmer für die Dauer der Stillegung die Unterbrechung 
des Versicherungsvertrages verlangen. Der Versicherungsvertrag 
verlängert sich um den Zeitraum der Unterbrechung. Zeigt der 
Versicherungsnehmer die Stillegung innerhalb eines Monates dem 
Versicherer an, gebührt diesem die anteilige Prämie bis zur Still ­
legung. Geht die Anzeige später als einen Mon(lt nach der Still ­
legung ein, gebührt dem Versicherer die anteilige Prämie bis zum 
Eingang der Anzeige. Der Versicherungsnehmer hat die Wieder­
zulassung sofort anzuzeigen. Unterläßt der Versicherungsnehmer 
diese Anzeige, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Lei­
stung frei, es sei denn, daß die Anzeige unverschuldet unterlassen 
wurde. 

(7) 	 Ersatzfahrzeugregelung 

1. Wird ein versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt das Wagnis 
auf sonstige Weise weg, geht der Versicherungsschutz auf ein 
gleichartiges Fahrzeug des Versicherungsnehmers über, das an 
die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Ersatzfahrzeug). 
Als gleichartige Fahrzeuge gellen jeweils Krafträder, Personen­
kraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge, 
Omnibusse, Anhänger einschließlich Wohnwagen, Schiffe sowie 
Flugzeuge. 

2. Wird ein Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten 
Fahrzeuges treten soll, vor dem Wagniswegfall erworben, geht der 
Versicherungsschutz mit dem Erwerb auf dieses Ersatzfahrzeug 
über. Das bisher versicherte Fahrzeug ist bis zur Veräußerung, 
längstens für die Dauer von einem Monat nach Erwerb des Ersatz­
fahrzeuges, jedoch nicht Ober die Dauer des Versicherungsvertra­
ges hinaus, prämienfrei mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges 
innerh'alb eines Monates vor Wagniswegfall wird vermutet, daß es 
sich um ein Ersatzfahrzeug handelt. 

3. Die gleiche Vermutung glll, wenn das Ersatzfahrzeug innerhalb 
von sechs Monaten nach dem Wagniswegfall erworben wird. In 
diesem Falle verlängert sich der Versicherungsvertrag um· den 
ZeitraUm, in dem der Versicherer kein Wagnis getragen hat. Zeigt 
der Versicherungsnehmer den Wagniswegfall innerha Ib eines 



Monates dem Versicherer an, gebührt diesem die anteilige Prämie 
bis zum Wagniswegfall. Geht die Anzeige später als einen Monat 
nach Wagniswegfall ein, gebührt dem Versicherer die anteilige 
Prämie bis zum Eingang der Anzeige: 

4. Umfaßt der Versicherungsschutz die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen, erstreckt er sich auf 
das Rechtsgeschäft-, das dem Erwerb des Ersatzfahrzeuges zu­
grunde liegt, soweit der Abschluß dieses Rechtsgeschäftes in die 
Laufzeit des Versicherungsvertrages fällt. 

5. Die Veräußerung des versicherten Fahrzeuges oder der son­
stige Wagniswegfall ist dem Versicherer sofort anzuzeigen. Außer­
dem muß dem Versicherer das Ersatzfahrzeug bezeichnet werden . 
Unterläßt der Versicherungsnehmer die Bezeichnung des Ersatz­
fahrzeuges, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, es sei denn, daß die Unterlassung nicht auf einem Verschul­
den des Versicherungsnehmers beruht. 

6. Ist ein Ersatzfahrzeug bei Wagniswegfall nicht vorhanden und 
wird ein solches vom Versicherungsnehmer auch nicht innerhalb 
von sechs Monaten nach Wagniswegfall erworben, ist der Ver­
sicherer verpflichtet, den Versicherungsvertrag auf Anzeige des 
Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt des Wagniswegfalles auf­
zuheben. Geht diese Anzeige später als einen Monat nach Ablauf 
der Sechsmonatsfrist bei dem Versicherer ein, ist der Versiche­
rungsvertrag zum Zeitpunkt des Einganges der Anzeige aufzu­
heben. Dem Versicherer gebührt die anteilige Prämie bis zur 
Aufhebung des Versicherungsvertrages. 

§ 23 Fahrer-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer in seiner 
Eigenschaft als Fahrer fremder, nicht auf ihn zugelassener Fahr­
zeuge gewährt. 

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft 'sowie Anhänger. 

(3) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a) 	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen Im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b) 	 die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- oder 
Ordnungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei 
Geldstrafen und -bußen Ober 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
sicherungsfall ; 

c) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchsver­
fahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent­
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren 
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen . 

(4) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
Nenn der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungs­
falles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen 
jes Fahrzeuges nicht berechtigt war oder wenn das Fahrzeug 
licht zugelassen war. 

:5) Wird der Versicherungsnehmer länger als fünf Monate daran 
~ehindert, ein Fahrzeug zu führen, kann er für die Dauer der Ver­
linderung die Unterbrechung des Versicherungsschutzes verlan­
len. Der Versicherungsvertrag verlängert sich um den Zeitraum 
Jer Verhinderung. Zeigt der Versicherungsnehmer die Verhinde­
'ung innerhalb eines Monates seit Beginn dem Versicherer an, 
lebührt diesem die anteilige Prämie bis zum Beginn der Verhin­
Jerung. Geht die Anzeige später als einen Monat nach Beginn der 
lerhinderung ein, gebührt dem Versicherer die anteilige Prämie 
)is zum Eingang der Anzeige. Der Versicherungsnehmer hat das 
:nde der Verhinderung sofort anzuzeigen. Unterläßt der Versiche­
ungsnehmer diese Anzeige, ist der Versicherer von der Verpflich~ 
ung zur Leistung frei, es sei denn, daß die Anzeige unverschuldet 
Interlassen wurde; 

6) Der Versicherungsnehmer kann verlangen, daß der Versiche­
ungsvertrag zu dem Zeitpunkt aufgehoben wird, in dem er voraus­
;ichtlich dauernd daran gehindert ist, ein Fahrzeug zu führen oder 
n dem er den Fahrerberuf endgültig aufgegeben hat. Stellt der 
lersicherungsnehmer diesen Antrag später als einen Monat nach 
liesem Zeitpunkt, ist der Versicherer verpflichtet, den Versiche­
ungsvertrag zu dem Zeitpunkt aufzuheben, in dem der Antrag bei 
hm eingeht. Dem Versicherer gebührt die anteilige Prämie bis zur 
\ufhebung des Versicherungsvertrages. 

7) 	 Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen 

. Versicherungsschutz kann auch ' einem im Versicherungsschein 
,enannten Unternehmen für sämtliche in diesem Unternehmen 
Is Arbeitnehmer tätigen Kraftfahrer in ihrer Eigenschaft als Fah­
~r, jedoch nicht als Fahrer der auf sie selbst zugel!lssenen Fahr­

zeuge gewährt werden. Der Versicherungsschutz beschränkt sich 
auf die Ausübung der beruflichen Tätigkeit für den Versicherungs­
nehmer. 

2. Der Versicherungsnehmer, ist verpflichtet, innerhalb eines 
Monates nach Zugang einer Aufforderung dem Versicherer die 
Einstellung jedes bisher nicht gemeldeten Kraftfahrers anzuzeigen. 
Tritt ein Versicherungsfall ein und ist die Einstellung trotz Auf­
forderung noch nicht angezeigt, isffür den Kraftfahrer, für den die 
Anzeige unterlassen wurde, der Versicherungsschutz ausgeschlos­
sen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
daß der Kraftfahrer nach Abschluß des Versicherungsvertrages 
eingestellt wurde und der Versicherungsfall zu einem Zeitpunkt 
eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

3. Beim Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen gilt Absatz 4 ent­
sprechend; Absatz 5 und 6 finden keine Anwendung. 

§ 24 Rechtsschutz fOr Gewerbetreibende und freiberuflich Tätige 

(1) Versicherungsschutz wird Gewerbetreibenden und freiberuflich 
Tätigen in ihrer im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft 
gewährt. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die Arbeit ­
nehmer des Versicherungsnehmers in Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit für den Versicherungsnehmer. Versicherungsschutz wird 
ferner den Familienangehörigen des Versicherungsnehmers ge­
währt, soweit sie in dessen beruflichem Bereich tätig sind. 

(2) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a) 	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhält ­
nissen; 

c) 	 die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Dis­
ziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei 
Geldstrafen und -bußen über 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
sicherungsfall ; 

d) 	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes 
Ber-lin. 

(3) 	 SchuldrechtlIche Verträge 

1. Der Versicherungsschutz kann auf die gerichtliche Wahrneh­
mung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen aus­
gedehnt werden. 

2. Abweichend von § 4 Absatz 1 f) kann Versicherungsschutz auch 
für die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem 
Bereich des Handelsvertreterrechtes gewährt werden für 

a) 	 Handelsvertreter, soweit diese Verträge über die Anschaffung, 
Veräußerung oder Gebrauchsüberlassung von Waren vermit­
teln oder im fremden Namen abschließen, 

b) 	 natürliche und juristische Personen gegenüber den für sie 
tätigen Handelsvertretern, soweit diese Verträge über die An­
schaffung, Veräußerung oder Gebrauchsüberlassung von 
Waren vermitteln oder abschließen. 

3. Versicherungsschutz nach Ziffer 1. und 2. besteht, wenn der 
Wert des Streitgegenstandes einen im Versicherungsschein ge­
nannten Betrag übersteigt. Errechnet sich der Wert des Streit ­
gegenstandes nach Ansprüchen oder Teilansprüchen, die zu ver­
schiedenen Zeitpunkten fällig werden, besteht Versicherungs­
schutz nur für die Ansprüche oder Teilansprüche, die den im 
Versicherungsschein genannten Betrag übersteigen. 

(4) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod 
des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versiche­
rungsschutz auch für Versicherungsfälle gewährt, die innerhalb 
eines Jahres nach der Beendigung des Versicherungsvertrages 
eintreten und im Zusammenhang mit der im Versicherungsschein 
genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen. 

(5) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahr­
nehmung rechtlicher Interessen 

a) 	 als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Fahrer von Fahrzeugen; 

b) 	 aus Miet- und Pachtverhältnissen über Grundstücke, Gebäude 
oder Gebäudeteile. 

(6) 1. Ist der Versicherungsnehmer Inhaber eines Betriebes des 
Kraftfahrzeughandels oder -handwerkes, einer Fahrschule oder 
Tankstelle, wird ihm abweichend von Absatz 5 a) außerdem Ver­
sicherungsschutz - und zwar auch für den privaten Bereich - in 
seiner Eigenschaft als Eigentür:-1ar, Halter, Insasse oder Fahrer 
vori Fahrzeugen gewährt. . 



2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle Personen In 
ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen 
der auf den Versicherungsnehmer zugelassenen Fahrzeuge. Ver­
sicherungsschutz wird ferner den gemäß Absatz 1 mitversicherten 
Personen gewährt, und zwar in ihrer Eigenschaft als berechtigte 
Fahrer oder berechtigte Insassen der nicht auf den Versicherungs­
nehmer zugelassenen Fahrzeuge, die sich bei Eintritt des Ver­
sicherungsfalles In Obhut des Versicherungsnehmers befinden 
oder in dessen Betrieb vorübergehend benutzt werden. 

3. In Ergänzung des Absatzes 2 umfaBt der Versicherungsschutz 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
a} 	 aus schuldrechtlichen Verträgen, die Im Zusammenhang mit 

der Eigenschaft des Versicherungsnehmers als Eigentümer und 
Halter der auf ihn zugelassenen, mit amtlichem schwarzen 
Kennzeichen versehenen Fahrzeuge stehen, wobei die Mög­
lichkeit, den Versicherungsschutz nach Absatz 3' auszudehnen, 
unberührt bleibt; 

b} 	 in Widerspruchsverfahren vor Verwaltungsbehörden wegen 
Einschränkung, Entzuges oderWiedererlangung der Fahr­
erlaubnis und Verfahren vor Verwaltungsgerichten aus den 
gleichen Grunden. 

4. Der Versicherer Ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn bel Eintritt des Versicherungsfalles der Fahrer nicht die vor­
geschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges 
nicht berechtigt war oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen 
war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für diejenigen ver­
sicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub­
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem 
Fehlen der Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten. 

(7) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge 
zu Lande, Zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger. 

§ 25 	Famlllen-Recht88chuiz· 

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer, dessen 
Ehegatten, den minderjährigen Kindern sowie den unverheirateten 
volljährigen Kindern bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres 
gewährt, wenn sich letztere zumindest überwiegend in Schul­
oder Berufsausbildung tlefinden. Die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im Zusammenhang mit einer selbständigen oder frei­
beruflichen Tätigkeit ist vom Versicherungsschutz ausgesch'lossen, 

(2) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a} 	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestlmmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b} 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis­
sen sowie aus öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen 
hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche; 

c} 	 die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Dis­
ziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bel 
Geldstrafen und -bußen über 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
sicherungsfall ; 

d} 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten 
in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin; 

e} 	 abweichend von § 4 Absatz 1 i} und p} die Erteilung eines 
mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft durch 
einen Rechtsanwalt in familien- und erbrechtlichen Angelegen­
heiten sowie in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit. Auf den Sachverhalt, der dem Rat oder der Auskunft zu­
grunde liegt, muß deutsches Recht anwendbar sein. Rat oder 
Auskunft dürfen ni.cht mit einer anderen gebührenpflichtigen 
Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen (§ 20 Absatz 1 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte). Der Rat Oder die 
Ausk"unft (§ 147 Absatz 2 Gesetz über die Kosten in Angelegen­
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) kahn auch von einem 
Notar erteilt werden. Als Versicherungsfall gilt abweichend von 
§ 14 das Ereignis, das eine' Veränderung der Rechtslage des 
Versicherungsnehmers zur Folge hat und deshalb einen Rechts­
rat oder eine Rechtsauskunft erforderlich macht. 

(3) Der Versicherungsschutz kann auf die Wahrnehmung recht­
licher Interessen aus schuld rechtlichen Verträgen und aus ding­
lichen Rechten ausgedehnt werden. 

(4) Ausgeschlossen ist der Versicherul'lgsschutz für die Wahr­
nehmung rechtlicher Interessen 

a} 	 als Eigentumer, Besitzer, Halter oder Fahrer von Motorfahr­
zeugen. zu Lande, zu Wasser und inder Luft" sowie Anhängern; 

b} 	 aus Miet- und Pachtverhältnissen über Grundstücke, Gebäude 
oder Gebäudeteile; . ' 

c} 	 aus dingliChen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

§ 26 	Familien- und Verkehrs-Rechtsschutz fOr Lohn- und Gehalts­
empflnger 

(1) Versicherungsschutz ,wird Lohn- und Gehaltsempfängern, 
deren Ehegatten, den minderjährigen Kindern sowie den unver­
heirateten volljährigen Kindern bis zur Vollendung des 25. Lebens­
jahres gewährt, wenn sich letztere zumindest überwiegend in 
Schul- oder Berufsausbildung befinden. Für den Versicherungs­
nehmer, dessen Ehegatten und die minderjährigen Kinder umfaBt 
der Versicherungsschutz auch die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter oder Insasse 
aller bei Vertragsabschluß und während der Vertragsdauer auf sie 
zugelassenen Fahrzeuge und als Fahrer von Fahrzeugen. Außer­
dem erstreckt sich der Versicherungsschutz auf alle Personen in 
Ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen 
der auf den Versicherungsnehmer, dessen Ehegatten oder die 
minderjährigen Kinder zugelassenen Fahrzeuge. Die Wahrneh­
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit einer selb­
ständigen oder freiberuflichen Tätigkeit ist vom Versicherungs­
schutz ausgeschlossen. 

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger. 

(3) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a} 	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b} 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen 
Verträgen, die Im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 
Eigentümer und Halter von Fahrzeugen stehen; 

c} 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis­
sen sowie aus öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen 
hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche; 

d} 	 die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Dis­
ziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei 
Ge'ldstrafen und -bußen über 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
sicherungsfall; 

e} 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchsver­
fahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent­
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren 
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen; 

f} 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten 

in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes 

Berlin; 


g} abweichend von § 4 Absatz 1 i} und p} die Erteilung eines 
mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft durch 
einen Rechtsanwalt in familien- und erbrechtlIchen Angelegen­
heiten sowie in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit. Auf den Sachverhalt, der dem Rat oder der Auskunft zu­
grunde liegt, muß deutsches Recht anwendbar sein. Rat oder 
Auskunft dürfen nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen 
Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen (§ 20 Absatz 1 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte). Der Rat oder die 
Auskunft (§ 147 Absatz 2 Gesetz über die Kosten in Angelegen· 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) kann auch von einem 
Notar erteilt werden , Als Versicherungsfall gilt abweichend von 
§ 14 das Ereignis, das eine Veränderung der Rechtslage des 
Versicherungsnehmers zur Folge hat und deshalb einen 
Rechtsrat oder eine Rechtsauskunft erforderlich macht. 

(4) Der Versicherung~schutz kann auf die Wahrnehmung recht­
licher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen und aus ding­
lichen Rechten ausgedehnt werden. 

(5) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahr­
nehmung rechtlicher Interessen 

a} 	 aus Miet- und Pachtverhältnissen über Grundstücke, Gebäude 
oder Gebäudeteile; 

b} 	 aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(6) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn bei Eintritt des Versicherungsfalles der Fahrer nicht die vor· 
geschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges 
nicht berechtigt war oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen 
war. Der . Versicherungsschutz bleibt jedoch für diejenigen ver­
sicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub­
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem 
Fehlen der Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten. 



(7) Sind der Versicherungsnehmer, dessen Ehegatte ünd die 
minderjährigen Kinder seit mindesten!' sechs Monaten nichi mehr 
Eigentümer oder Halter von Fahrzeugen, kann der Versicherungs­
nehmer, soweit er nicht von seinem Recht gemäß § 9 Absatz 3 
Gebrauch macht, verlangen, daß der Versicherungsvertrag ab dem 
Zeitpunkt, seit dem der Versicherungsnehmer und seine mitver­
sicherten Familienangehörigen nicht mehr Eigentümer oder Halter 
von Fahrzeugen sind, insoweit aufgehoben wird. als sich der 
Versicherungsschutz auf den Versicherungsnehmer und seine mit­
versicherten Familienangehörigen in ihrer Eigenschaft als Eigen­
tümer, Halter und Fahrer von Fahrzeugen bezieht. Stellt der Ver­
sicherungsnehmer diesen Antrag später als einen Monat nach 
Ablauf des in Satz 1 genannten Mindestzeitraumes von sechs 
Monaten, ist der Versicherer verpflichtet. den Versicherungs­
vertrag zu dem Zeitpunkt auf die verbleibenden Wagnisse zu be­
schränken, in dem der Antrag bei ihm eingeht. Soweit der Ver­
sicherungsvertrag aufgehoben wird, gebührt dem Versicherer die 
anteilige Prämie bis zur teilweisen Aufhebung des Versicherungs­
vertrages. 

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz wird dem'lnhaber eines land- oder forst­
wirtschaftlichen Betriebes, dessen Ehegatten, den minderjährigen 
Kindern sowie den unverheirateten volljährigen Kindern bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt, wenn sich letztere 
zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung befinden. 
Für den Versicherungsnehmer, dessen Ehegatten und die minder­

'jährigen 	Kinder umfaßt der Versicherungsschutz auch die Wahr­
nehmung rechtlicher Interessen in ihrer Eigenschaft als Eigen­
tümer, Halter oder Insasse aller bei Versicherungsabschluß und 
während der Vertragsdauer auf sie zugelassenen Fahrzeuge und 
als Fahrer von Fahrzeugen. Außerdem erstreckt sich der Ver­
sicherungsschutz auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als be­
rechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf den Versiche­
rungsnehmer, dessen Ehegatten oder die minderjährgien Kinder 
zugelassenen Fahrzeuge. Versiche'rungsschutz erhalien weiterhin 
alle Personen in Ausübung ihrer Tätigkeit in oder für den land­
oder forstwirtschaftlichen Betrieb des Versicherungsnehmers, 
jedoch nicht in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter, Fahrer 
oder Insasse von Fahrzeugen, die nicht auf den Versicherungs­
nehmer, dessen Ehegatten oder die minderjährigen Kinder zu­
gelassen sind. Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zu­
sammenhang mit 'einer selbständigen oder freiberuflichen Tätig­
keit ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen, soweit nicht 
Satz 1 entgegensteht. 

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger. 

(3) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a) 	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen 
Verträgen, die im Zusammenhang mit der Eigenschaft als 
Eigentümer und Halter von Fahrzeugen stehen; 

c) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis­
sen sowie aus öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen 
hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche; 

d) 	 die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Dis­
ziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei 
Geldstrafen und -bußen über 500 DM sind Gnaden-, Strafaus­
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren 
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Ver­
Sicherungsfall; 

e) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchsver­
fahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent­
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren 
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen; 

I) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten 
in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin; 

g) 	 abweichend von § 4 Absatz 1 i) und p) die Erteilung eines 
mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft durch 
einen Rechtsanwalt in familien- und erbrechtlichen Angelegen­
heiten sowie in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar­
keit. Auf den Sachverhalt, der dem Rat oder der Auskunft zu­

grunde liegt, muß deutsches Recht anwendbar sein. Rat oder 
Auskunft dürten nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen 
Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen (§ 20 Absatz 1 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälfe). Der Rat oder die 
Auskunft (§ 147 Absatz 2 Gesetz über die Kosten in Angelegen­
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) kann auch von einem 
Notar erteilt werden. Als Versicherungsfall gilt abweichend 
von § 14 das Ereignis, das eine Veränderung der Rechtslage 
des Versicherungsnehmers zur Folge hat und deshalb einen 
Rechtsrat oder eine Rechtsauskunft erforderlich macht. 

(4) Der Versicherungsschutz kann auf die Wahrnehmung recht­
licher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen und aus ding­
lichen Rechten ausgedehnt werden. 

(5) Ausgeschlosseri ist der Versicherungsschutz für die Wahr­
nehmung rechtlicher Interessen 

a) 	 als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Fahrer von Fahrzeugen 
mit amtlichem schwarzen Kennzeichen, es sei denn, daß dieser 
Ausschluß für Krafträder, Personen kraft- und Kombifahrzeuge 
aufgrund besonderer Vereinbarung aufgehoben ist; 

b) 	 aus Miet- und Pachtverhältnissen über Grundstücke, Gebäude 
oder Gebäudeteile sowie über land- und forstwirtschaftliehe 
Betriebe; 

c) 	 aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen. 

(6) Der Versicherer Ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn bei Eintritt des Versicherungsfalles der Fahrer nicht die vor­
geschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum Führen des Fahrzeuges 
nicht berechtigt war oder wenn das Fahrzeug nicht zugelassen 
war. Der Versicherungsschutz bleibt jedoch für diejenigen ver­
sicherten Personen bestehen, die von dem Fehlen der Fahrerlaub­
nis, der Berechtigung zum Führen des Fahrzeuges oder von dem 
Fehlen der Zulassung ohne Verschulden keine Kenntnis hatten. 

§ 28 Rechtsschutz für Vereine 

(1) Der Versicherungsschutz wird Vereinen, deren gesetzlichen 
Vertretern und Angestellten für die Wahrnehmung von Vereins­
aufgaben gewährt. Außerdem erhalten die Vereinsmitglieder Ver­
sicherungsschutz für jede Tätigkeit, die gemäß der Satzung dem 
Vereinszweck dient. 

(2) 	 Der Versicherungsschutz umfaßt 

a) 	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen im Rahmen des § 14 
Absatz 1; 

b) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Vereins aus 

Arbeitsverhältnissen; 


c) 	 die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver­
letzung einer Vorschrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeiten­
rechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bel Geldstrafen und -bußen 
über 500 DM sind Gnaden-, Strafaussetzungs-, Strafaufschub­
und Zahlungserleichterungsverfahren eingeschlossen, und zwar 
für insgesamt zwei Anträge je Versicherungsfall; 

d) 	 die Wahrnehmung rechtlicher Ilnteressen des Vereins vor 
Sozialgerichten in der Bundesrepublik Deutschland einschließ­
lich des Landes Berlin. 

(3) Ausgeschlossen ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Fahrer von MotOrfahrzeugen 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern. 

§ 29 Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete 

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhält ­
nissen und aus dinglichen Rechten gewährt, und zwar jeweils in 
seiner Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Verpächter, Mieter, 
Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter eines im Versiche­
rungsschein bezeichneten Grundstückes, Gebäudes oder Ge­
bäudeteiles. 

(2) Der Versicherungsschutz für Wohnungseigentümer erstreckt 
sich abweichend von § 4 Absatz 1 p) auch auf Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Wohnungseigentumssachen nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz. 

Genehmigt durch Verfügung des BundesaufsichtsamIes fOr das Versicheru.ngswesen vom 30, Juli 1975 - Gesch. Z.: VI - 913 - 2175 . 

Ausschlußklausel hinsichtlich § 25 a Straßenverkehrsgesetz (StVG) 

In Bußgeldverfahren wegen eines 'Halt- oder Parkverstoßes besteht Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren nicht mit einer 
EntSCheidung nach § 25 a StVG endet. Dieser Ausschluß entfällt, wenn der Führer des Kraftfahrzeuges feststeht. Das Rechtsbehelfs­
verfahren nach § 25 a Abs. 3 StVG ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. 

(Gültig gemäß Rechtsverordnung des Bundesaufsichtsamtes für das Verse herungswesen vom 25. 3.1987, verkündet im Bundesanzeiger 
Nr. 62 vom 31.3.87). 


